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[aufgrund eines im Plenum erörterten Vorschlags (E/2022/L.14)] 
 

 

I. Einleitung 
 

 

1. Wir, die Ministerinnen und Minister und Hohen Beauftragten, sind in New York zum 

Tagungsteil auf hoher Ebene der Tagung 2022 des Wirtschafts- und Sozialrats und zum 

hochrangigen politischen Forum über nachhaltige Entwicklung 2022 zusammengekommen 

und haben diese Ministerialerklärung verabschiedet, in der wir uns auf beschleunigte globale 

Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung und der Umsetzung der 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung1 und der darin festgelegten Ziele für nachhaltige 

Entwicklung verpflichtet haben. 

2. Unser Treffen erfolgt vor dem Hintergrund fragiler und höchst ungewisser globaler 

sozioökonomischer Aussichten, während die Pandemie der Coronavirus-Krankheit 

(COVID-19) und ihre Folgen ebenso anhalten wie die nachteiligen Auswirkungen des Klima-

wandels, der Verlust an biologischer Vielfalt sowie Wüstenbildung, Umweltverschmutzung 

und andere Aspekte der Umweltzerstörung, wachsende geopolitische Spannungen und Kon-

flikte mit weitreichenden Auswirkungen für die Menschen, die Erde, den Wohlstand und 

den Frieden. 

_______________ 

1 Resolution 70/1 der Generalversammlung. 

https://undocs.org/ot/E/2022/L.14
https://undocs.org/ot/A/RES/70/1
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3. Wir bekräftigen nachdrücklich unsere Verpflichtung auf die vollständige Umsetzung 

der Agenda 2030 und der darin enthaltenen Ziele für nachhaltige Entwicklung als Plan für 

eine inklusive, nachhaltige und resiliente Überwindung der COVID-19-Pandemie und für 

die beschleunigte Umsetzung der Dekade des Handelns und der Erfolge für nachhaltige Ent-

wicklung, wobei niemand zurückgelassen wird. Wir bekräftigen, dass sich die Agenda 2030 

an den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, namentlich der uneinge-

schränkten Achtung des Völkerrechts, orientiert und auf der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte2, internationalen Menschenrechtsverträgen, der Millenniums-Erklärung3 

und dem Ergebnis des Weltgipfels von 20054 aufbaut. Sie stützt sich außerdem auf weitere 

Dokumente wie die Erklärung über das Recht auf Entwicklung5. 

4. Wir bekräftigen, dass die Beseitigung der Armut in allen ihren Formen und Dimen-

sionen, einschließlich der extremen Armut, die größte globale Herausforderung und eine 

unabdingbare Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung ist. Wir sind ernsthaft be-

sorgt darüber, dass die globale Armutsquote zum ersten Mal seit Jahrzehnten wieder ange-

stiegen ist und Millionen Menschen in extreme Armut zurückgefallen sind. Wir bekräftigen 

ferner, wie wichtig es ist, globale Ernährungssicherheit herbeizuführen, und bekunden un-

sere tiefe Besorgnis über den dramatischen Anstieg des Hungers, der Fehlernährung und der 

Ernährungsunsicherheit, wodurch die Gefahr von Hungersnöten auf der ganzen Welt, ins-

besondere aber in den Entwicklungsländern, wächst. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, 

diejenigen zuerst zu erreichen, die am weitesten zurückliegen, umso mehr, als die Pandemie 

und die sich verschlechternde globale Wirtschaftslage die Ärmsten und Schwächsten beson-

ders stark treffen und sich unmittelbar auf die Umsetzung der Agenda 2030 auswirken. 

5. Wir erinnern daran, dass die Agenda 2030 ein Aktionsplan für die Menschen und die 

Erde, für Wohlstand, Frieden und Partnerschaft ist, der den universellen Frieden in größerer 

Freiheit festigen soll. Wir bekräftigen, dass es ohne Frieden keine nachhaltige Entwicklung 

und ohne nachhaltige Entwicklung keinen Frieden geben kann. Wir sind in dieser Hinsicht 

in ernster Sorge angesichts der wachsenden und anhaltenden Konflikte weltweit, die den 

Weltfrieden und die globale Sicherheit, die Achtung der Menschenrechte und die nachhal-

tige Entwicklung beeinträchtigen. Wir fordern die uneingeschränkte Achtung der Grund-

sätze der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts und verurteilen jede Verlet-

zung dieser Grundsätze und des Völkerrechts. 

6. Wir bekräftigen die Universalität der Agenda 2030 und ihrer umfassenden, weitrei-

chenden und transformativen Ziele und Zielvorgaben für die nachhaltige Entwicklung, die 

den Menschen in den Mittelpunkt stellen und von dem Grundsatz geleitet sind, niemanden 

zurückzulassen. Wir wünschen uns, dass die Ziele und Zielvorgaben für alle Nationen und 

Völker und für alle Teile der Gesellschaft erfüllt werden. Die Ziele sind unteilbar und inte-

griert und tragen in ausgewogener Weise den drei Dimensionen der nachhaltigen Entwick-

lung – der wirtschaftlichen, der sozialen und der ökologischen – Rechnung. Wir bekräftigen, 

dass die Agenda 2030 und ihre Ziele darauf gerichtet sind, die Menschenrechte für alle zu 

verwirklichen und die Geschlechtergleichstellung sowie die Selbstbestimmung aller Frauen 

und Mädchen zu erreichen. 

_______________ 

2 Resolution 217 A (III) der Generalversammlung. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/ger-

man/menschenrechte/aemr.pdf. 

3 Resolution 55/2 der Generalversammlung. 

4 Resolution 60/1 der Generalversammlung. 

5 Resolution 41/128 der Generalversammlung, Anlage. 

http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://undocs.org/ot/A/RES/55/2
https://undocs.org/ot/A/RES/60/1
https://undocs.org/ot/A/RES/41/128
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7. Wir bekräftigen außerdem unser Bekenntnis zur Aktionsagenda von Addis Abeba6, 

zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen7 und zum 

Übereinkommen von Paris8, zum Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015-20309, 

zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt10, zur Neuen Urbanen Agenda11 und an-

deren wichtigen international vereinbarten Ergebnisdokumenten der Vereinten Nationen im 

Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich, die die Agenda 2030 uneingeschränkt ergänzen 

und verstärken und durch diese verstärkt werden. 

8. Wir bekräftigen unser Bekenntnis zu internationaler Zusammenarbeit, zu Multilatera-

lismus und zu internationaler Solidarität als die beste Möglichkeit, die COVID-19-Pandemie 

weltweit wirksam zu bewältigen und zu überwinden, künftige Pandemien zu verhüten und 

die weiteren drängenden globalen Herausforderungen anzugehen, wie zum Beispiel wach-

sende Armut, Ernährungsunsicherheit, Fehlernährung und Hunger, Klimawandel, Biodiver-

sitätsverlust und Umweltverschmutzung sowie die Stärkung des Gesundheitswesens welt-

weit, einschließlich der Pandemieprävention, -vorsorge und -bekämpfung, der Abbau von 

Ungleichheiten, angefangen bei den Menschen in den prekärsten Situationen, die Gewähr-

leistung einer inklusiven, gleichgestellten und hochwertigen Bildung für alle, die Schaffung 

und Erhöhung langfristiger Krisenfestigkeit und die Rückkehr zu rascheren Fortschritten bei 

der Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung. Wir unterstreichen die Notwendigkeit 

gestärkter Zusammenarbeit und Partnerschaften auf allen Ebenen zur rascheren Umsetzung 

der Agenda 2030. Wir sind uns bewusst, dass Demokratie, gute Regierungsführung und 

Rechtsstaatlichkeit sowie ein förderliches Umfeld auf nationaler und internationaler Ebene 

unabdingbar für eine nachhaltige Entwicklung sind, wozu auch ein dauerhaftes und inklusi-

ves Wirtschaftswachstum, soziale Entwicklung, Umweltschutz und die Beseitigung von Ar-

mut und Hunger gehören. 

9. Wir bekräftigen, dass die Regierungen die Hauptverantwortung für die Umsetzung der 

Agenda 2030 tragen. Wir verweisen erneut auf die zentrale Rolle, die dem System der Ver-

einten Nationen bei der Unterstützung der nationalen und regionalen Anstrengungen zur 

Umsetzung der Agenda 2030 und bei der wirksamen Mobilisierung und Koordinierung der 

weltweiten Maßnahmen zugunsten einer nachhaltigen, tragfähigen und inklusiven Überwin-

dung der COVID-19-Pandemie zukommt. Wir erkennen den Beitrag an, den die General-

versammlung und der Wirtschafts- und Sozialrat, einschließlich seiner Fachkommissionen, 

und die anderen zwischenstaatlichen Organe und Foren ebenso wie alle sonstigen maßgeb-

lichen Interessenträger, namentlich die zivilgesellschaftlichen Organisationen, zur Arbeit 

des hochrangigen politischen Forums über nachhaltige Entwicklung leisten. Wir vermerken 

die wichtigen Beiträge aller Interessenträger, unter anderem der wichtigen Gruppen und an-

derer Interessenträger, der Zivilgesellschaft, des Privatsektors und der Hochschulen, und 

ermutigen zu weitergehender Zusammenarbeit. Wir erklären erneut, dass das hochrangige 

_______________ 

6 Resolution 69/313 der Generalversammlung, Anlage. 

7 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1993 

II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl. Nr. 414/1994; AS 1994 1052. 

8 Angenommen nach dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen in 

FCCC/CP/2015/10/Add.1, Beschluss 1/CP.21, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2016 

II S. 1082; LGBl. 2017 Nr. 286; öBGBl. III Nr. 197/2016; AS 2017 5735. 

9 Resolution 69/283 der Generalversammlung, Anlage II. 

10 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1993 

II S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995; AS 1995 1408. 

11 Resolution 71/256 der Generalversammlung, Anlage. 

https://undocs.org/ot/A/RES/69/313
https://undocs.org/ot/FCCC/CP/2015/10/Add.1
https://undocs.org/ot/A/RES/69/283
https://undocs.org/ot/A/RES/71/256
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politische Forum die Teilnahme der wichtigen Gruppen und maßgeblichen Interessenträger 

an den Weiterverfolgungs- und Überprüfungsprozessen im Einklang mit Resolution 67/290 

der Generalversammlung unterstützen wird. 

10. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig es ist, die vielfältigen Bedürfnisse und Her-

ausforderungen, denen sich die Länder in besonderen Situationen, vor allem afrikanische 

Länder, die am wenigsten entwickelten Länder, Binnenentwicklungsländer und kleinen 

Inselentwicklungsländer sowie Länder in Konflikt- und Postkonfliktsituationen, gegenüber-

sehen, sowie die besonderen Herausforderungen für die Länder mit mittlerem Einkommen 

anzugehen. 

 

 

II. Die Auswirkungen von COVID-19 auf die Agenda 2030 

sowie Maßnahmen für ein gestärktes Hervorgehen aus 

der Pandemie mit rascheren Fortschritten in Bezug 

auf die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
 

 

11. Wir stellen mit großer Sorge fest, dass die Pandemie der Coronavirus-Krankheit 

(COVID-19) nach wie vor menschliches Leid und sozioökonomische Schäden verursacht 

und verschärft. Die Pandemie hat bestehende Gefährdungen verstärkt, neue Hindernisse für 

die Verwirklichung aller Ziele für nachhaltige Entwicklung geschaffen und bestehende ze-

mentiert, Ungleichheiten, so auch zwischen den Geschlechtern, vergrößert, zum Anstieg der 

Arbeitslosigkeit und zur Senkung der Arbeitsmarktbeteiligung geführt, und sie wirkt sich 

nach wie vor unverhältnismäßig stark auf Menschen in prekären Situationen aus, darunter 

ältere Menschen, Menschen mit Vorerkrankungen, Frauen und Mädchen, Kinder, Jugend-

liche, Menschen mit Behinderungen, von Konflikten betroffene Menschen, Migrantinnen 

und Migranten, Flüchtlinge, Binnenvertriebene, Angehörige indigener Völker, lokale Ge-

meinschaften, Erwerbstätige in der informellen Wirtschaft, in ländlichen Gebieten lebende 

Menschen und andere Menschen in prekären Situationen. Wir sprechen allen Fachkräften 

und Beschäftigten im Gesundheitswesen und allen sonstigen Beschäftigten und Freiwilli-

gen, die im Kampf gegen die COVID-19-Pandemie an vorderster Front stehen, unsere Hoch-

achtung und Unterstützung für ihren Einsatz, ihre Anstrengungen und ihre Opferbereitschaft 

aus, die weit über ihre Pflichten hinausgehen. 

12. Wir bekräftigen unser Bekenntnis zu internationaler Zusammenarbeit, zu Multilatera-

lismus und zu Solidarität bei den globalen Maßnahmen zur Bewältigung der anhaltenden 

Pandemie der Coronavirus-Krankheit und ihrer Folgen. Insbesondere betonen wir, dass es 

nach wie vor dringend notwendig ist, die Auswirkungen und tieferen Ursachen der 

COVID-19-Pandemie sowie die durch sie verschärften Herausforderungen anzugehen, die 

die Fortschritte in Bezug auf viele der Ziele für nachhaltige Entwicklung aushöhlen oder 

zunichte machen. 

13. Wir nehmen mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über 

die Fortschritte bei der Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung12. Insbesondere 

stellen wir bestürzt fest, dass durch die mehrfachen und ausgedehnten Auswirkungen von 

COVID-19, Konflikten und Klimaänderungen über Jahre und Jahrzehnte erzielte Entwick-

lungsfortschritte zum Erliegen gekommen sind oder aufgehoben wurden. Zusätzlich zu den 

zunehmenden Herausforderungen aufgrund von Klimawandel, Biodiversitätsverlust und 

_______________ 

12 E/2022/55. 

https://undocs.org/ot/A/RES/67/290
https://undocs.org/ot/E/2022/55
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Umweltverschmutzung besorgt uns ganz besonders die Zunahme von extremer Armut, Hun-

ger, Fehlernährung und Ernährungsunsicherheit, Wasserknappheit, Ungleichheiten, Störun-

gen im Bildungswesen, Gewalt gegen Frauen und Kinder, Arbeitslosigkeit, Hindernissen 

beim Zugang zu Finanzmitteln und bei der Errichtung hochwertiger, zuverlässiger, nachhal-

tiger und widerstandsfähiger Infrastrukturen sowie die zusätzliche soziale und wirtschaftli-

che Verwundbarkeit, die diejenigen besonders hart treffen, deren Situation ohnehin schon 

am prekärsten ist. Wir sind uns dessen bewusst, dass die mehrfachen und miteinander ver-

knüpften globalen Krisen, denen wir uns gegenübersehen, die Ziele und die Verwirklichung 

der Agenda 2030 stark gefährden. Wir verpflichten uns, Maßnahmen zur Rettung der Ziele 

auf den Weg zu bringen und zu beschleunigen und dabei niemanden zurückzulassen, indem 

wir auf transparente und inklusive Art und Weise im Kontext der nachhaltigen Entwicklung 

und der Armutsbeseitigung sowie mit dem Ziel der vollen Umsetzung der Agenda 2030 resi-

lienzfördernde, nachhaltige, inklusive, hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarme und 

gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähige Entwicklungspfade einschlagen. 

14. Die wirtschaftliche Erholung schreitet weltweit ungleichmäßig voran, und die Risiken 

für das globale Wirtschaftswachstum sind erheblich. Wir erkennen an, dass Inflation, abfla-

chendes Wirtschaftswachstum, Armut, Ungleichheit, nicht nachhaltige Konsum- und Pro-

duktionsmuster und anhaltende Störungen in den globalen Wertschöpfungs- und Versor-

gungsketten, steigende Nahrungsmittel- und Rohstoffpreise und die besorgniserregende 

weltweite Zunahme der Ernährungsunsicherheit die Entwicklungsaussichten zusätzlich ge-

fährden und die wirtschaftliche Erholung noch ungleichmäßiger verlaufen lassen, insbeson-

dere in den krisenanfälligsten Ländern, in denen schon jetzt ein erhebliches Maß an Armut, 

Ernährungsunsicherheit und Fehlernährung herrscht. Wir fordern die internationale Gemein-

schaft auf, zur Bewältigung dieser drängenden Herausforderungen verstärkt zusammenzu-

arbeiten und zu diesem Zweck unter anderem die globalen Wertschöpfungs- und Versor-

gungsketten, insbesondere für Grundbedarfsgüter und -dienste wie Ernährung und Land-

wirtschaft, zu erhalten und zu stärken und eine nachhaltige Landwirtschaft und Fischerei, 

insbesondere in den krisenanfälligsten Ländern, zu unterstützen. 

15. Die COVID-19-Pandemie hat uns die untrennbare Verbindung zwischen Mensch und 

Natur klar vor Augen geführt. Wir werden den „Eine Gesundheit“-Ansatz und andere ganz-

heitliche Ansätze fördern, um die Synergien zwischen der Gesundheit von Mensch und Tier, 

von Pflanzen und Ökosystemen zu stärken. Wir unterstreichen die Wichtigkeit des „Eine 

Gesundheit“-Ansatzes und anderer ganzheitlicher Ansätze, die einen Mehrfachnutzen für 

die Gesundheit und das Wohlergehen von Menschen, Tieren, Pflanzen und Ökosystemen 

bringen und uns noch besser dafür rüsten würden, gegen den Verlust der biologischen Viel-

falt anzugehen, das Entstehen von Krankheiten, einschließlich zoonotischer Infektionen und 

künftiger Pandemien, zu verhindern, Vorkehrungen dafür zu treffen und darauf zu reagieren 

sowie die antimikrobielle Resistenz zu bekämpfen. Wir begrüßen in dieser Hinsicht die 

Vierparteienpartnerschaft für „Eine Gesundheit“, die sich aus der Ernährungs- und Land-

wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO), der Weltgesundheitsorganisation 

(WHO), der Weltorganisation für Tiergesundheit (WOAH) und dem Umweltprogramm der 

Vereinten Nationen (UNEP) zusammensetzt, und erinnern an die von der Hochrangigen 

Sachverständigengruppe für einen einheitlichen Gesundheitsansatz vereinbarte und von den 

genannten vier Organisationen unterstützte Arbeitsdefinition des Begriffs „Eine Gesundheit“. 

16. Wir befürworten die Annahme eines evidenzbasierten, wissenschaftlich fundierten, 

gefahrenübergreifenden, gesamtstaatlichen, gesamtgesellschaftlichen und abgestimmten 

Ansatzes zur Prävention, Risikominderung, Vorsorge und Bekämpfung im Zusammenhang 

mit Katastrophen und Notfällen jeder Art, einschließlich gesundheitlicher Notlagen. 
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17. Wir erklären erneut, wie dringend notwendig es zur Überwindung dieser Pandemie 

ist, rasch den erschwinglichen und verteilungsgerechten Zugang zu sicheren, wirksamen und 

hochwertigen COVID-19-Impfstoffen, -Therapeutika, -Diagnostika und anderen Gesund-

heitstechnologien sicherzustellen. Wir bekunden unsere tiefe Besorgnis über das Gefälle, 

das beim Zugang zu diesen Instrumenten, vor allem auch bei den Impfquoten, insbesondere 

zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern besteht, und fordern alle Akteure 

nachdrücklich auf, im Einklang mit der globalen Impfstrategie der Weltgesundheitsorgani-

sation und nationalen Strategien stärkere Anstrengungen zu unternehmen, um die Lücke bei 

den Impfungen zu schließen. Wir unterstreichen die Notwendigkeit, globale Partnerschaften 

und Partnerschaften auf allen Ebenen aufzubauen und mit neuem Leben zu erfüllen, um 

eingedenk der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten nachhaltige regionale und lokale 

Produktions- und Vertriebskapazitäten auszubauen, die in der Lage sind, flexibel auf den 

durch diese und mögliche künftige Pandemien ausgelösten Bedarf zu reagieren, und erken-

nen an, dass flächendeckende Impfungen gegen COVID-19 als globales öffentliches ge-

sundheitliches Gut eine wichtige Rolle dabei spielen, die Übertragung des Virus einzu-

schränken und schwere Krankheitsverläufe und Todesfälle zu verhüten und so der Pandemie 

ein Ende zu setzen. 

18. Wir sind uns der wichtigen Rolle des Kooperationsrahmens ACT-A (Access to 

COVID-19 Tools Accelerator) und seiner Fazilität für den globalen Zugang zu COVID-19-

Impfstoffen (COVAX) sowie des Pools der Weltgesundheitsorganisation für den Zugang zu 

Technologien zur Bekämpfung von COVID-19 (C-TAP) und anderer einschlägiger Initiati-

ven bewusst. Wir fordern alle öffentlichen und privaten Akteure auf, auch künftig multila-

terale und andere wirksame Mechanismen zu unterstützen, deren Ziel es ist, die Entwick-

lung, Herstellung, Bereitstellung und Verwaltung von COVID-19-Impfstoffen, -Therapeu-

tika und -Diagnostika sowie den verteilungsgerechten Zugang dazu für alle Länder mit ent-

sprechendem Bedarf zu beschleunigen, betonen, wie wichtig es ist, die Finanzierungslücken 

dieser Mechanismen zu schließen, und ermutigen gleichzeitig die Länder mit den entspre-

chenden Kapazitäten, verfügbare Dosen bei entsprechender Nachfrage auch weiterhin ver-

antwortungsbewusst und transparent über COVAX und andere multilaterale Kanäle und ab-

gestimmte bilaterale Spenden weiterzugeben und so eine gerechte Verteilung von Impfstof-

fen an die Entwicklungsländer zu fördern. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, den Ent-

wicklungsländern bei ihren Anstrengungen zur Deckung ihres innerstaatlichen Bedarfs an 

Impfstoffen, Therapeutika und Diagnostika und zur Verbesserung ihrer nationalen Gesund-

heitssysteme und -infrastrukturen zu helfen und so die Pandemieprävention, -vorsorge und 

-bekämpfung zu verbessern und zur Verwirklichung einer allgemeinen Gesundheitsversor-

gung beizutragen. 

19. Wir nehmen Kenntnis von der Erklärung von Rom des Weltgesundheitsgipfels der 

Gruppe der 20, einschließlich der darin enthaltenen Aufrufe, die bestehende multilaterale 

globale Gesundheitsarchitektur zu unterstützen und aufzuwerten, in deren Mittelpunkt eine 

leistungsstarke und mit ausreichenden, nachhaltigen und berechenbaren Finanzmitteln aus-

gestattete Weltgesundheitsorganisation steht, die ihre fachliche, normative und koordinie-

rende Führungsrolle wahrnimmt. Wir nehmen außerdem Kenntnis von der in der Erklärung 

enthaltenen Forderung, den Bedarf an verbesserten, gestrafften, nachhaltigen, koordinierten 

und berechenbaren Mechanismen zur Finanzierung langfristiger Pandemieprävention 

und -vorsorge, der Erkennung und Bewältigung von Gesundheitsgefahren wie Pandemien 

und von Kapazitätspuffern zu decken. 

20. Wir fordern die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die internationale Zusammenarbeit 

und Koordinierung im Bereich der Pandemieprävention, -vorsorge und -bekämpfung auf 

höchster politischer Ebene zu verstärken, indem sie den laufenden Prozess zur Ausarbeitung 



Ministerialerklärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Tagung 2022 des Wirtschafts- und  

Sozialrats und des unter der Schirmherrschaft des Rates einberufenen hochrangigen politischen 

Forums über nachhaltige Entwicklung 2022 zum Thema „Gestärkt aus der Pandemie der  

Coronavirus-Krankheit (COVID-19) hervorgehen und dabei die vollständige  

Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung vorantreiben“ E/HLS/2022/1 

 

7/40 22-12400 

 

und Aushandlung einer Konvention, eines Übereinkommens oder sonstigen internationalen 

Rechtsinstruments unter der Federführung der Weltgesundheitsorganisation durch ihre Be-

teiligung und anderweitig unterstützen und die Umsetzung und Einhaltung der Internationa-

len Gesundheitsvorschriften (2005)13 verstärken und zu diesem Zweck unter anderem mög-

liche gezielte Änderungen erwägen, und nehmen gleichzeitig Kenntnis von dem Bericht des 

Prüfungsausschusses zur Funktionsfähigkeit der Internationalen Gesundheitsvorschriften 

(2005) bei der Bekämpfung von COVID-19, von dem Bericht des Unabhängigen fachlichen 

Aufsichts- und Beratungsausschusses für das Programm der Weltgesundheitsorganisation 

für gesundheitliche Notlagen und von dem Bericht der Unabhängigen Gruppe für Pande-

mievorsorge und -bekämpfung. 

21. Wir fordern eine weitere Stärkung der internationalen Solidarität und Zusammenarbeit 

bei der Bekämpfung und Überwindung der Pandemie, unter anderem durch 

 a) die Gewährleistung dessen, dass bei der Überwindung der Pandemie niemand 

zurückgelassen wird, die Anerkennung des Rechts eines jeden auf das für ihn erreichbare 

Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit und den vollen und gleichberechtigten 

Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle; 

 b) einen verbesserten Zugang zu hochwertigen, sicheren, wirksamen und er-

schwinglichen Impfstoffen, Therapeutika, Diagnostika und anderen Gesundheitstechnolo-

gien, unter anderem durch die rasche Aufstockung und Ausweitung der weltweiten Impf-

stoffproduktion, auch in den Entwicklungsländern, durch die geeignete Verbreitung von 

Technologie und Fachwissen gemäß den Regeln der Welthandelsorganisation, beispiels-

weise durch die Vergabe von Lizenzen, erforderlichenfalls unter Nutzung der Flexibilitäten 

im Rahmen der handelsbezogenen Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS), 

und durch den Austausch von Wissen und Daten zu Gesundheitstechnologien zur Bekämp-

fung von COVID-19. Wir nehmen Kenntnis von den auf der Zwölften Ministerialkonferenz 

der Welthandelsorganisation verabschiedeten Ministerialbeschlüssen und -erklärungen, dar-

unter der Ministerialbeschluss über das TRIPS-Übereinkommen. Wir unterstützen die lau-

fenden Gespräche in der Welthandelsorganisation darüber, wie das regelgestützte multilate-

rale Handelssystem dazu beitragen kann, den Zugang zu einer gerechten Verteilung von 

COVID-19-Impfstoffen zu verbessern; 

 c) Maßnahmen zur Beseitigung von Engpässen bei der universellen, wirksamen, 

effizienten und gleichberechtigten Verteilung und Verwaltung von Impfstoffen in und zwi-

schen Ländern mit dem Ziel, durch wirksame Impfkampagnen die Immunisierungsraten 

weltweit zu steigern; 

 d) die Stärkung der Gesundheitssysteme – mit besonderem Schwerpunkt auf der 

primären Gesundheitsversorgung – und der öffentlichen Gesundheitsinfrastruktur, um Men-

schenleben und Existenzgrundlagen zu retten, sowie die Erhöhung und Ausweitung der Un-

terstützung für Menschen in prekären Situationen mit dem Ziel der Verwirklichung einer 

allgemeinen Gesundheitsversorgung, unter anderen mittels Informations- und Aufklärungs-

maßnahmen, und einer stärkeren Vernetzung von Gesundheits- und Umweltpolitik; 

_______________ 

13 World Health Organization, Dokument WHA58/2005/REC/1, Resolution 58.3, Anlage. Amtliche deutsch-

sprachige Fassungen: dBGBl. II 2007 S. 930, 2009 S. 275, 2016 S. 498; öBGBl. III Nr. 98/2008, 

Nr. 170/2016, Nr. 182/2016; SR 0.818.103. 
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 e) die Stärkung der Pandemieprävention, -vorsorge und -bekämpfung und der Rolle 

der Weltgesundheitsorganisation als führende und koordinierende Organisation in interna-

tionalen Gesundheitsfragen sowie gegebenenfalls die Stärkung anderer regionaler und natio-

naler Gesundheitsakteure in Zusammenarbeit mit allen anderen maßgeblichen Sektoren; 

 f) die anhaltende Unterstützung der zuständigen multilateralen Mechanismen bei 

der Überwindung der sozioökonomischen Auswirkungen der Pandemie und durch die 

Erleichterung des Zugangs zu Finanzmitteln für eine inklusive, nachhaltige und resiliente 

Erholung; 

 g) wirtschaftliche und soziale Unterstützungs- und Schutzmaßnahmen, angefangen 

bei den am stärksten betroffenen Gruppen und Menschen in prekären Situationen; 

 h) Anstrengungen zur Schaffung von Gesellschaften, die die Gesundheit der Men-

schen fördern und ihnen ein gesünderes Leben ermöglichen, in der Erkenntnis, dass ein bes-

seres Gesundheitswesen für die Verwirklichung guter globaler Gesundheit von grundlegen-

der Bedeutung ist. 

22. Wir erkennen die anhaltenden nachteiligen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

auf die anfälligsten Länder, insbesondere Länder in besonderen Situationen, sowie auf die 

Länder, die sich bei ihrem Streben nach nachhaltiger Entwicklung besonderen Herausforde-

rungen gegenübersehen. Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Entwicklungsstufen 

und der unverhältnismäßig starken Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf Länder in 

besonderen Situationen und Länder, die sich besonderen Herausforderungen gegenüber- 

sehen, wiederholen wir den Aufruf nach höherer Unterstützung durch das rasche Ergreifen 

zusätzlicher Maßnahmen, die diesen Ländern dabei helfen, die Auswirkungen der Pandemie 

zu bewältigen und sie auf nachhaltige, inklusive und tragfähige Weise zu überwinden, unter 

anderem durch die Finanzierung von Konjunkturmaßnahmen, die ihren individuellen Anfäl-

ligkeiten Rechnung tragen. Wir sind nach wie vor besorgt darüber, dass diese Ländergrup-

pen bei der Bewältigung der durch die COVID-19-Pandemie entstandenen Mehrfachkrisen 

mit besonderen Herausforderungen konfrontiert sind, darunter mit erheblichen Auswirkun-

gen auf Verschuldung, Handel, Tourismus, Rohstoffe, Finanzströme, Ernährungssicherheit, 

Bildung sowie andere wirtschaftliche und soziale Bereiche. 

23. Wir erinnern an den Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015-2030 und bekräf-

tigen, dass katastrophenanfällige Entwicklungsländer angesichts ihrer hohen Anfälligkeit 

und Risiken in Bezug auf die nachteiligen Folgen des Klimawandels besonderer Aufmerk-

samkeit bedürfen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Erarbeitung und Durchführung 

risikobewusster Pläne, Politiken, Programme und Investitionen für die nachhaltige Entwick-

lung und die Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung von grundlegender Bedeu-

tung sind. Wir sind uns außerdem bewusst, dass die COVID-19-Pandemie die Anfälligkeit 

für ein breiteres und wachsendes Spektrum von Risiken erhöht hat, und nehmen mit ernster 

Besorgnis Kenntnis von den im jüngsten Bericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für 

Klimaänderungen enthaltenen deutlichen Warnungen und stellen fest, dass der Sendai-Rah-

men Leitlinien enthält, die für eine nachhaltige Überwindung von COVID-19 sowie für eine 

systemische Ermittlung und Bekämpfung der Triebkräfte von Katastrophenrisiken von Be-

deutung sind. Wir sind uns außerdem der Gesundheitsaspekte des Sendai-Rahmens bewusst 

und heben die Notwendigkeit resilienter Gesundheitssysteme hervor. 

24. Wir sind uns bewusst, dass neben dem Gesundheits- und Bildungsbereich weitere 

wichtige wirtschaftliche und soziale Sektoren wie Rohstoffe, Landwirtschaft und Ernäh-

rungssysteme, Sozialdienste, Tourismus, Kultur und Sport von der COVID-19-Pandemie 

unterschiedlich betroffen waren und sind, und wir verpflichten uns, unsere Anstrengungen 

auszuweiten, um diese wichtigen Motoren einer nachhaltigen Entwicklung, darunter auch 
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eines nachhaltigen und alle einschließenden Wirtschaftswachstums und der Schaffung men-

schenwürdiger Arbeitsplätze, wieder anzukurbeln, zu fördern und zu unterstützen. Wir sind 

uns außerdem der Auswirkungen von COVID-19 auf das Weltdrogenproblem bewusst und 

betonen, dass die Bewältigung und Bekämpfung des Weltdrogenproblems koordinierte dis-

ziplinübergreifende Anstrengungen erfordert, die in der Zeit nach der Pandemie oberste  

Priorität haben sollen, was auch mit der Erklärung der Suchtstoffkommission zu den Aus-

wirkungen der Pandemie der Coronavirus-Krankheit (COVID-19) auf die Umsetzung der 

gemeinsamen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten zur Bewältigung und Bekämpfung aller 

Aspekte des Weltdrogenproblems14 im Einklang steht. 

25. Wir bekräftigen die Bedeutung der regionalen Dimension der nachhaltigen Entwick-

lung für die Bewältigung regionaler Herausforderungen und die Ausweitung der Maßnah-

men zwischen den Ländern. Wir begrüßen die Arbeit der Regionalkommissionen und er-

kennen den wertvollen Beitrag der Regionalforen über nachhaltige Entwicklung an, die als 

Plattformen für eine Vielzahl von Interessenträgern ihre Mitgliedstaaten bei der Weiterver-

folgung und Überprüfung der Agenda 2030 in den jeweiligen Regionen und bei der Vorbe-

reitung der freiwilligen nationalen Überprüfungen unterstützen, so auch auf lokaler und re-

gionaler Ebene. 

 

 

III. Ziele, die einer eingehenden Überprüfung und freiwilligen 

nationalen Überprüfungen unterliegen 
 

 

26. Wir sprechen den 44 Ländern15, die auf dem hochrangigen politischen Forum 2022 

über nachhaltige Entwicklung freiwillige nationale Überprüfungen vorgelegt haben, unser 

Lob aus. Wir ermutigen alle Länder, die wichtigsten Ergebnisse der freiwilligen nationalen 

Überprüfungen und die Weitergabe lokal verankerter Entwicklungsansätze und -lösungen 

zu nutzen, um die Maßnahmen zur Umsetzung der Agenda 2030, einschließlich der Anstren-

gungen zur Bekämpfung und Überwindung von COVID-19, zu beschleunigen. Wir danken 

der Gruppe der Freunde der freiwilligen nationalen Überprüfungen für die Unterstützung 

des Prozesses zur Erarbeitung dieser Überprüfungen. Ferner sprechen wir den 188 Ländern, 

die bisher freiwillige nationale Überprüfungen vorgelegt haben, unser Lob aus. 

27. Wir befürworten die volle, gleichberechtigte und konstruktive Teilhabe aller maßgeb-

lichen Interessenträger, darunter Kommunalverwaltungen, zivilgesellschaftliche Organisa-

tionen und Hochschulen, an der Gestaltung, Umsetzung, Überwachung und Evaluierung na-

tionaler Strategien für nachhaltige Entwicklung und an der Berichterstattung darüber sowie 

an der Erarbeitung freiwilliger nationaler Überprüfungen. Wir ermutigen die Länder, die 

Erarbeitung nationaler Fahrpläne für freiwillige nationale Überprüfungen mit dem Ziel der 

Vorlage bis 2030 zu erwägen. Wir ermutigen ferner zur Einbeziehung und Stärkung der 

lokalen Behörden, um sicherzustellen, dass insbesondere auch Bürgerinnen und Bürger, Ge-

_______________ 

14 Official Records of the Economic and Social Council, 2021, Supplement No. 8 (E/2021/28), Kap. I, Ab-

schn. B, Resolution 64/1. 

15 Andorra, Äquatorialguinea, Argentinien, Äthiopien, Belarus, Botsuana, Côte d’Ivoire, Dominica, 

Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Eswatini, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Griechenland, Guinea-Bissau, 

Italien, Jamaika, Jordanien, Kamerun, Kasachstan, Lesotho, Lettland, Liberia, Luxemburg, Malawi, Mali, 

Montenegro, Niederlande, Pakistan, Philippinen, São Tomé und Príncipe, Schweiz, Senegal, Somalia, Sri 

Lanka, Sudan, Suriname, Togo, Tuvalu, Uruguay und Vereinigte Arabische Emirate. 

https://undocs.org/ot/E/2021/28
https://undocs.org/ot/A/RES/64/1
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meinschaften, die Zivilgesellschaft, lokale Organisationen, der Privatsektor und die Hoch-

schulen Verantwortung für die Ziele für nachhaltige Entwicklung übernehmen und die Ziele 

an die lokalen Gegebenheiten angepasst werden. In dieser Hinsicht begrüßen wir freiwillige 

Überprüfungen auf subnationaler und kommunaler Ebene als unverzichtbar dafür, vor Ort 

erzielte Fortschritte bei der Umsetzung der Agenda 2030 und der Ziele für nachhaltige Ent-

wicklung in Abstimmung und Synergie mit nationalen Akteuren darzustellen und den Er-

fahrungsaustausch zu fördern. Wir sind uns bewusst, wie wichtig es ist, bei freiwilligen na-

tionalen Überprüfungen entwicklungspolitische Kooperationsmaßnahmen, darunter Nord-

Süd- und Süd-Süd-Zusammenarbeit und Dreieckskooperation, zu berücksichtigen. 

28. Wir ermutigen alle maßgeblichen Akteure, den Wechselwirkungen, Synergieeffekten 

und Zielkonflikten zwischen den Zielen für nachhaltige Entwicklung besser Rechnung zu 

tragen und gleichzeitig die Politikkohärenz im Bereich der nachhaltigen Entwicklung und 

die Anpassung der Ziele an die lokalen Gegebenheiten zu verbessern und zu diesem Zweck 

unter anderem ressortübergreifende und gesamtgesellschaftliche Ansätze anzuwenden und 

eine alle einbeziehende Regierungs- und Verwaltungsführung zu pflegen, die einen tiefgrei-

fenden Wandel bewirken kann. 

29. Wir stellen mit Besorgnis fest, dass die für 2020 terminierten Zielvorgaben der Ziele 

für nachhaltige Entwicklung nicht vollständig erreicht wurden. Wir verpflichten uns, die 

Integrität der Agenda 2030 zu wahren und diese Zielvorgaben rascher zu erreichen und so 

der in der Agenda vermittelten Dringlichkeit gerecht zu werden, wobei wir die damit zu-

sammenhängenden laufenden zwischenstaatlichen Prozesse im Auge behalten und in vollem 

Umfang berücksichtigen, damit allfällige Aktualisierungen der Zielvorgaben für 2030 ge-

bührend ambitioniert ausfallen können. 

 

 

Ziel 4: Inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewähr-

leisten und Möglichkeiten lebenslangen Lernens für alle fördern 
 

 

30. Wir bekräftigen unser Bekenntnis zu Ziel 4 der Ziele für nachhaltige Entwicklung, 

nämlich inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung zu gewährleisten und Mög-

lichkeiten lebenslangen Lernens für alle zu fördern, sowie zur Umsetzung aller Zielvorgaben 

unter Ziel 4. Wir stellen mit Besorgnis fest, dass die beispiellosen weltweiten Schulschlie-

ßungen während der COVID-19-Pandemie den Lernerfolg, die Entwicklung und das Wohl-

befinden von Kindern und Jugendlichen in aller Welt beeinträchtigt haben. Mädchen, Kinder 

und Jugendliche in prekären Situationen und in ländlichen Gebieten, Kinder mit Behinde-

rungen, Kinder in Konflikt- und Postkonfliktsituationen, Flüchtlinge, vertriebene Kinder 

und Jugendliche, Minderheiten angehörende Kinder sowie Menschen in prekären Situatio-

nen waren von den Schulschließungen besonders stark betroffen. Dadurch wurden die zwi-

schen Ländern und zwischen und in Bildungssystemen ohnehin schon bestehenden Un-

gleichheiten beim Zugang zu hochwertiger Bildung und Möglichkeiten lebenslangen Ler-

nens noch verschärft. Auch zeigte sich die digitale Spaltung zwischen denen, die über die 

Mittel zur Teilnahme am Fernunterricht verfügten, und denjenigen, denen diese Mittel fehl-

ten. Die Auswirkungen der Pandemie auf gleiche Bildungschancen werden nicht nur durch 

diese digitale Spaltung, sondern auch durch das Stadt-Land-Gefälle und die digitalen Gräben 

zwischen den Geschlechtern verschärft. Es ist dringender denn je, in Bezug auf Ziel 4 der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung rascher voranzukommen. 

31. Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht und fördert die Verwirklichung anderer 

Menschenrechte und die Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung. Investitionen in 



Ministerialerklärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Tagung 2022 des Wirtschafts- und  

Sozialrats und des unter der Schirmherrschaft des Rates einberufenen hochrangigen politischen 

Forums über nachhaltige Entwicklung 2022 zum Thema „Gestärkt aus der Pandemie der  

Coronavirus-Krankheit (COVID-19) hervorgehen und dabei die vollständige  

Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung vorantreiben“ E/HLS/2022/1 

 

11/40 22-12400 

 

eine inklusive, chancengleiche und hochwertige Bildung erfordern eine nachhaltige Finan-

zierung, und wir legen den Regierungen nahe, in ein widerstandsfähiges, inklusives und für 

Reaktionen auf Schocks gerüstetes öffentliches Bildungssystem zu investieren, wozu insbe-

sondere auch frühkindliche Erziehung, Betreuung und Vorschulbildung gehören, die zudem 

die unbezahlte Kinderbetreuungsarbeit von Frauen direkt verringern. Wir legen allen Regie-

rungen nahe, der Erhaltung beziehungsweise Erhöhung des Anteils der staatlichen Bildungs-

ausgaben Vorrang einzuräumen, im Einklang mit der Pariser Erklärung: Ein globaler Aufruf 

zu Investitionen in die Zukunft der Bildung, in der die Regierungen aufgefordert werden, 

der innerstaatlichen wie internationalen Bildungsfinanzierung Vorrang einzuräumen, sie zu 

schützen und so zu erhöhen, dass sie sich den internationalen Richtanteilen für staatliche 

Bildungsausgaben nähert. Zwar kommt der nationalen Finanzierung des Bildungswesens 

überragende Bedeutung zu, doch sind auch internationale Finanzmittel vonnöten, um die 

immer größer werdende Lücke zwischen Ressourcen und Bedarf in den Entwicklungslän-

dern, einschließlich der am wenigsten entwickelten Länder, der Binnenentwicklungsländer 

und der kleinen Inselentwicklungsländer, sowie in den Ländern mit mittlerem Einkommen 

zu schließen. Wir sind uns außerdem dessen bewusst, wie wichtig die Bildung für eine nach-

haltige Entwicklung, einschließlich der kulturellen Vielfalt zugunsten einer nachhaltigen 

Entwicklung, ist und legen allen Ländern und sonstigen maßgeblichen Interessenträgern 

nahe, diese durch pädagogische Instrumente zu fördern. 

32. Wir verpflichten uns zu zusätzlichen Maßnahmen, um eine mehrere Generationen er-

fassende Bildungskrise abzuwenden, und fordern eine Abfederung der Auswirkungen von 

Schulschließungen und Kürzungen der nationalen Bildungshaushalte unter anderem in Be-

zug auf das Lernen, die Ernährung von Kindern und auf Gewalt in allen Formen, einschließ-

lich sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt und Kindesmisshandlung. Zu diesen 

Maßnahmen gehört es, Schulen unter sicheren Umständen wieder zu öffnen, eine sichere, 

gewaltfreie, inklusive und effektive Lernumgebung für alle zu bieten, alles daranzusetzen, 

dass qualifizierte Lehrkräfte vorhanden sind, dass die Lernenden an die Schulen zurückkeh-

ren und wieder aktiv am Unterricht teilnehmen, dass Lernrückstände aufgeholt werden und 

das Wohlergehen durch einen nicht diskriminierenden, barrierefreien, integrierten, sektor-

übergreifenden, kinder- und geschlechtergerechten Ansatz gewährleistet wird. Wir befür-

worten außerdem den verstärkten Einsatz von Nachhilfe- und Aufholstrategien sowie Stra-

tegien für beschleunigtes Lernen, um Lernverluste zu verringern und so Kindern und Her-

anwachsenden Basiskompetenzen wie Lesen, Schreiben und Rechnen zu vermitteln, sowie 

Maßnahmen, die sicherstellen, dass für Kinder und Jugendliche, die nicht zur Schule gehen, 

und für Erwachsene, die weder lesen noch schreiben können, insbesondere für die Ärmsten 

und für Menschen in prekären Situationen, besonders Mädchen, Menschen mit Behinderun-

gen, Migrantinnen und Migranten, Angehörige indigener Völker, lokale Gemeinschaften, 

Kinder und Jugendliche in Konfliktsituationen und humanitären Notlagen, Flüchtlinge, Kin-

der und Jugendliche, die in ländlichen und abgelegenen Gebieten leben, schwangere Frauen 

und Mädchen und junge Mütter sowie vertriebene Kinder und Jugendliche, hochwertige au-

ßerschulische Bildungs- und Lernprogramme angeboten werden. 

33. Wir sind uns der Auswirkungen aller Naturkatastrophen und vom Menschen verur-

sachten Katastrophen auf die Bildung bewusst und fordern eine verbesserte Katastrophen-

vorsorge im Bildungsbereich unter Berücksichtigung grundlegender Dienste auf den Gebie-

ten Gesundheit und Ernährung, Kinderschutz, geistige Gesundheit und psychosoziale Un-

terstützung. Wir unterstreichen, dass neue wie bestehende Bildungsinfrastruktur, Schul-

räume und -ausstattung sowie Lehr- und Lernmethoden risikobewusst, resilient und für alle 

uneingeschränkt zugänglich sein müssen. Zur Stärkung dieser Anstrengungen müssen finan-
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zielle und sonstige Mittel bereitgestellt werden. Wir betonen, wie wichtig es ist, die Einbe-

ziehung von Wissen über Katastrophenrisiken und die Bildungskontinuität in die formale 

und nicht formale Bildung sowie in die berufliche Aus- und Weiterbildung zu fördern. 

34. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig eine hochwertige Bildung für alle zur Her-

beiführung einer nachhaltigen Entwicklung ist. Wir erinnern an unsere Verpflichtung, si-

cherzustellen, dass alle Mädchen und Jungen gleichberechtigt eine kostenlose und hochwer-

tige Grund- und Sekundarschulbildung erhalten, wobei Mädchen besondere Aufmerksam-

keit zu widmen ist, da sie stärker Gefahr laufen, zurückgelassen zu werden. Wir legen den 

Regierungen nahe, Strategien, Politiken und Haushaltpläne für Bildung und lebenslanges 

Lernen zu beschließen, die die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Selbst-

bestimmung aller Frauen und Mädchen in der Bildung und durch diese gewährleisten. Wir 

bekräftigen unsere Entschlossenheit, Bildungseinrichtungen zu bauen und zu modernisieren, 

die kinder-, behinderungs- und geschlechtergerecht sind und eine sichere, gesunde, drogen- 

und gewaltfreie, inklusive und effektive Lernumgebung für alle bieten. Wir verpflichten uns, 

Programme und Politiken für die Bildung, Ausbildung und berufliche Qualifizierung und 

für menschenwürdige Arbeit für junge Menschen, einschließlich junger Frauen, zu vernet-

zen und ihnen Vorrang einzuräumen, eingedenk dessen, dass ein gleichberechtigter Zugang 

zu inklusiver, chancengleicher und hochwertiger Bildung die Selbstbestimmung von Ju-

gendlichen und Frauen fördert und ihre volle, gleichberechtigte, wirksame und konstruktive 

Teilhabe und Übernahme von Führungsrollen ermöglicht. Wir heben die wichtige Rolle her-

vor, die den Lehrkräften bei den Anstrengungen zur Erhöhung der Qualität des Unterrichts 

und des Lernens auf allen Bildungsebenen zukommt. Wir befürworten die Förderung der 

ständigen beruflichen Weiterbildung von Lehrkräften, auch in Bezug auf digitale Kompe-

tenzen und auf die Lernenden ausgerichtete pädagogische Konzepte, und sind bestrebt, in 

das Wohlergehen und in menschenwürdige Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte zu investieren. 

35. Wir befürworten die Förderung digitaler Technologien, darunter Low-Tech- und No-

Tech-Ansätze, den Zugang zu Breitbandinternet und technischen Geräten, die Anbindung 

an Kommunikationsinfrastrukturen, die digitale Inklusion und digitale Kompetenzen und 

deren Einbindung ins Bildungswesen, auch durch Ad-hoc-Investitionen in Lehrkräfte und 

den Lehrberuf sowie den stärkeren Ausbau digitaler Fertigkeiten und Kompetenzen, unter 

anderem durch öffentliche Investitionen in die digitale Qualifizierung, die Spezialisierung 

auf Digitaltechnologien, die digitale Wirtschaft, digitale Infrastrukturen, öffentliche Maß-

nahmen und institutionelle Entwicklung sowie die Zusammenarbeit auf internationaler 

Ebene und unter Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren. 

36. Wir erinnern an die beim Weltbildungstreffen 2021 in Paris angenommene Pariser 

Erklärung: Ein globaler Aufruf zu Investitionen in die Zukunft der Bildung, einschließlich 

der Einsetzung des Hochrangigen Lenkungsausschusses für Ziel 4 der Ziele für nachhaltige 

Entwicklung und die Agenda Bildung 2030. Wir verpflichten uns, die globale Zusammen-

arbeit im Bildungsbereich zu verstärken, unter anderem über den Globalen Mechanismus 

für Bildungskooperation und andere relevante Kanäle, um die wirksame und effektive Er-

füllung der auf den Weltbildungstreffen eingegangenen Verpflichtungen gewährleisten und 

überwachen zu helfen. Wir wissen die bestehenden multilateralen und Multi-Akteur-Part-

nerschaften im Bildungsbereich zu schätzen und ermutigen zu fortgesetzter Unterstützung. 

37. Wir erwarten mit Interesse die Einberufung des Gipfeltreffens zur Bildungstransfor-

mation durch den Generalsekretär und fordern die Mitgliedstaaten auf, in Zusammenarbeit 

mit anderen wichtigen Interessenträgern im Bildungsbereich, insbesondere der Jugend und 

der Zivilgesellschaft, auf die Transformation der Bildungssysteme hinzuwirken, um Ziel 4 

der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu erreichen und unsere Gesellschaften besser auf die 



Ministerialerklärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Tagung 2022 des Wirtschafts- und  

Sozialrats und des unter der Schirmherrschaft des Rates einberufenen hochrangigen politischen 

Forums über nachhaltige Entwicklung 2022 zum Thema „Gestärkt aus der Pandemie der  

Coronavirus-Krankheit (COVID-19) hervorgehen und dabei die vollständige  

Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung vorantreiben“ E/HLS/2022/1 

 

13/40 22-12400 

 

Zukunft vorzubereiten, und zu diesem Zweck eine inklusive, chancengleiche und hochwer-

tige Bildung und Möglichkeiten lebenslangen Lernens für alle sowie eine erschwingliche 

Fach-, Berufs- und Hochschulbildung zu gewährleisten, darauf hinzuwirken, dass alle Men-

schen lesen, schreiben und rechnen lernen, Bildung für eine nachhaltige Entwicklung und 

Bildung zum Weltbürgertum zu fördern, inklusive, zugangsgerechte, sichere und gesunde 

Schulen zu bauen und zu modernisieren, mehr Hochschulstipendien für Entwicklungsländer 

bereitzustellen und den Pool an qualifizierten Lehrkräften in den Entwicklungsländern zu 

erweitern. Wir bitten den Gipfel, die in dieser Erklärung empfohlenen Politiken und Maß-

nahmen zu berücksichtigen. Wir bitten den Generalsekretär, mit den Ländern Konsultatio-

nen zu führen und für Jugendbeteiligung an den Vorarbeiten zum Gipfel, im Vorlauf zum 

Gipfel und am Gipfel selbst zu sorgen. 

 

 

Ziel 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und 

Mädchen zur Selbstbestimmung befähigen 
 

 

38. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, Geschlechtergleichstellung zu erreichen, alle 

Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung zu befähigen und alle Zielvorgaben von Ziel 5 

der Ziele für nachhaltige Entwicklung umzusetzen, was wesentlich zur Umsetzung aller 

Ziele beitragen wird, weswegen Ziel 5 im Rahmen der Maßnahmen zur Bewältigung und 

Überwindung der COVID-19-Pandemie und darüber hinaus eine Vorrangstellung zukommt. 

Die nationalen und internationalen Anstrengungen zur nachhaltigen, inklusiven und tragfä-

higen Überwindung von COVID-19 müssen geschlechtergerecht sein und die volle, gleich-

berechtigte und konstruktive Teilhabe und Führungsverantwortung von Frauen auf allen 

Ebenen fördern und gewährleisten. Wir werden sicherstellen, dass alle Frauen und Mädchen 

während ihres gesamten Lebensverlaufs alle Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne jede 

Diskriminierung voll und gleichberechtigt genießen. Die systemische Integration einer Ge-

schlechterperspektive in die Umsetzung der Agenda 2030 ist nach wie vor von entscheiden-

der Bedeutung. 

39. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, alle Formen der Diskriminierung von Frauen 

und Mädchen überall auf der Welt zu beenden. Frauen und Mädchen sind oft mehrfachen 

und einander überschneidenden Formen der Diskriminierung ausgesetzt, und in dieser Hin-

sicht sind wir uns der unverhältnismäßig starken Auswirkungen auf alle Frauen und Mäd-

chen bewusst, insbesondere auf diejenigen, die sich in prekären oder Konfliktsituationen 

befinden, sowie auf indigene Frauen und Mädchen. Wir wiederholen, wie dringend notwen-

dig es ist, bestehende strukturelle Hindernisse wie etwa diskriminierende Rechtsvorschriften 

und Politiken, geschlechtsspezifische Rollenklischees, schädliche Praktiken und negative 

gesellschaftliche Normen und Einstellungen zu beseitigen, um den Schutz, die Achtung und 

die Verwirklichung der Menschenrechte von Frauen und Mädchen ebenso zu gewährleisten 

wie ihren Zugang zu Grundeigentum und zur Verfügungsgewalt über Grund und Boden und 

sonstige Vermögensformen, Erbschaften und anderen Ressourcen sowie ihren Zugang zu 

Darlehen, Finanzmitteln und -dienstleistungen. Wir fordern die Länder mit Nachdruck auf, 

Strategien zur Gleichstellung der Geschlechter voll in ihre nationalen Rahmenpläne für 

nachhaltige Entwicklung einzubinden und so für rascheres Handeln und größere Politikko-

härenz zu sorgen, und sind uns gleichzeitig dessen bewusst, dass die Gleichstellung der Ge-

schlechter sowohl gezielte geschlechtergerechte Maßnahmen als auch die systemische Ein-

beziehung einer Geschlechterperspektive in alle unsere Politiken und Programme erfordert. 

40. Wir sind uns dessen bewusst, dass zwischen der Gleichstellung der Geschlechter und 

Stärkung aller Frauen und Mädchen und der vollen, wirksamen und beschleunigten Umset-
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zung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing16, des Aktionsprogramms der In-

ternationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung17, der Ergebnisdokumente ih-

rer Überprüfungskonferenzen und der geschlechtergerechten Umsetzung der Agenda 2030 

positive Wechselwirkungen bestehen. Wir nehmen Kenntnis von den einschlägigen interna-

tionalen, regionalen und nationalen Initiativen in dieser Hinsicht. Wir erkennen an, dass die 

Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung aller Frauen und Mädchen sowie die volle, 

gleichberechtigte, wirksame und konstruktive Teilhabe und Führungs- und Entscheidungs-

beteiligung der Frauen auf allen Ebenen und in allen Bereichen unverzichtbar sind, um eine 

nachhaltige Entwicklung herbeizuführen, friedliche, gerechte und inklusive Gesellschaften 

zu fördern, ein inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine ebensolche Pro-

duktivität zu stärken, Armut in allen ihren Formen und Dimensionen überall zu beenden und 

das Wohlergehen aller zu gewährleisten. Wir bekräftigen, dass alle Frauen und Mädchen 

eine entscheidende Rolle als Trägerinnen des Wandels für eine nachhaltige Entwicklung 

spielen. 

41. Wir erkennen an, dass Frauen und Mädchen während und nach Katastrophen unver-

hältnismäßig stark gefährdet sind, sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt 

sind und häufiger ihre Existenzgrundlage und sogar ihr Leben verlieren. Wir fordern ge-

schlechtergerechte und behinderungsinklusive Politiken, Pläne, Programme und Finanzie-

rungsmaßnahmen für die Katastrophenvorsorge und erkennen an, wie wichtig es ist, dass 

Frauen eine Führungsrolle bei geschlechtergerechtem Risikomanagement übernehmen. Wir 

sind uns dessen bewusst, dass ein entscheidender Aspekt der nachhaltigen Entwicklung dar-

in besteht, dass alle Frauen, darunter auch Frauen mit Behinderungen, in die Lage versetzt 

werden, gleichstellungsorientierte und allgemein zugängliche barrierefreie Ansätze für 

Hilfe, Wiederherstellung, Rehabilitation und Wiederaufbau öffentlich zu führen und zu för-

dern, unter anderem für ein wirksames Management von Katastrophenrisiken und für die 

Konzeption, Mittelausstattung und Durchführung geschlechtergerechter Politiken, Pläne 

und Programme für Katastrophenvorsorge. 

42. Wir stellen mit Besorgnis fest, dass die COVID-19-Pandemie die Fortschritte auf dem 

Weg zur Gleichstellung der Geschlechter und zur Stärkung der Selbstbestimmung aller 

Frauen und Mädchen beeinträchtigt hat und die Fortschritte bei der Erfüllung ihrer Men-

schenrechte zu untergraben droht. Frauen und Mädchen sind von den Arbeitsplatz- und Bil-

dungsverlusten unverhältnismäßig stärker betroffen, und ihr ohnehin schon ungleicher An-

teil an der unbezahlten Betreuungs- und Hausarbeit ist zugleich weiter gestiegen, insbeson-

dere für Frauen und Mädchen in prekären Situationen. Wir rufen zur Unterstützung erwei-

terter geschlechtergerechter Sozialschutzprogramme und zur Stärkung der Sicherheitsnetze 

durch Sozialschutzsysteme und -maßnahmen auf. Während der Pandemie hat jede Form von 

Gewalt, einschließlich sexueller, geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, zugenom-

men, und der Zugang zu Diensten im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit 

war beeinträchtigt. Obwohl Frauen als Gesundheitsfachkräfte an vorderster Front, in Betreu-

ung und Pflege sowie in der Organisation und Leitung von Maßnahmen zur Überwindung 

_______________ 

16 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 September 1995 (United Nations pub-

lication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 

http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 

17 Report of the International Conference on Population and Development, Cairo, 5–13 September 1994 

(United Nations publication, Sales No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage. 

http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html
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der COVID-19-Pandemie nach wie vor eine Schlüsselrolle spielen, sind sie in Führungspo-

sitionen weiter unterrepräsentiert, und ihre Rechte und Prioritäten werden bei der Bekämp-

fung und Überwindung der Krise oft nicht konkret berücksichtigt. 

43. Wir verpflichten uns, alle Formen von Gewalt gegenüber Frauen und Mädchen im 

öffentlichen wie im privaten Leben und im physischen wie im digitalen Kontext, wie zum 

Beispiel sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, einschließlich häuslicher Gewalt, ge-

schlechtsspezifischer Tötungen, darunter Femizid, schädlicher Praktiken wie Kinderheirat, 

Frühverheiratung und Zwangsheirat und der Verstümmelung weiblicher Genitalien, sexuel-

ler Ausbeutung, sexuellen Missbrauchs und sexueller Belästigung, sowie Kinder- und 

Zwangsarbeit, Menschenhandel, moderne Sklaverei und andere Formen der Ausbeutung zu 

beseitigen, zu verhüten und zu bekämpfen. Wir heben hervor, dass Gewalt gegen Frauen 

und Mädchen ein erhebliches Hindernis für die Gleichstellung der Geschlechter und die 

Stärkung aller Frauen und Mädchen darstellt und dass sie den vollen Genuss ihrer Men-

schenrechte und Grundfreiheiten beeinträchtigt, und fordern für Frauen den uneingeschränk-

ten Zugang zur Justiz, zu wirksamen Rechtsbehelfen und zu gesundheitlichen und psycho-

sozialen Diensten, darunter Schutz, Rehabilitation und Wiedereingliederung. 

44. Wir müssen auch weiterhin das Recht aller Frauen auf Arbeit und ihre Rechte bei der 

Arbeit schützen und fördern, ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsmarkt er-

leichtern und sicherstellen, dass Frauen gleichberechtigten Zugang zu menschenwürdiger 

Arbeit und hochwertigen Arbeitsplätzen in allen Wirtschaftssektoren und auf allen Ebenen 

haben. Dazu sind auf einem sozialen Dialog aufbauende Grundsatzmaßnahmen erforderlich, 

die unter anderem darauf abzielen, berufliche Segregation, diskriminierende soziale Normen 

und geschlechtsspezifische Rollenklischees zu beseitigen, den Übergang von informeller zu 

formeller Beschäftigung in allen Sektoren zu unterstützen, gleiches Entgelt für gleichwertige 

Arbeit sicherzustellen, alle Formen der Diskriminierung und Gewalt und sexuelle Belästi-

gung zu verhüten und zu beseitigen, die Sicherheit aller Frauen in der Arbeitswelt zu ge-

währleisten und das Vereinigungsrecht und das Recht auf Kollektivverhandlungen zu för-

dern. Wir werden konkrete Programme bereitstellen und Finanzmittel und Technologien 

mobilisieren, um Frauen bei der Rückkehr in die Wirtschaftstätigkeit zu unterstützen, unter 

anderem durch Zugang zu menschenwürdiger Arbeit, Aus- und Fortbildung und Finanz-

dienstleistungen, und so ihre wirtschaftliche Selbstbestimmung zu stärken. 

45. Wir verpflichten uns, den allgemeinen Zugang zu sexueller und reproduktiver Ge-

sundheit und reproduktiven Rechten zu gewährleisten, wie im Einklang mit dem Aktions-

programm der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung, der Aktions-

plattform von Beijing und den Ergebnisdokumenten ihrer Überprüfungskonferenzen verein-

bart. 

46. Wir anerkennen die wichtigen Rollen und Beiträge indigener Frauen und Mädchen, 

Frauen und Mädchen, die in ländlichen und entlegenen Gebieten leben, Frauen mit Behin-

derungen, Kleinerzeugerinnen, Frauen in landwirtschaftlichen Familienbetrieben, Unterneh-

merinnen und in der Fischerei tätiger Frauen als Hüterinnen natürlicher Ressourcen, biolo-

gischer Vielfalt und von Ökosystemen sowie als Trägerinnen des Wandels in Reaktion auf 

Klimaänderungen, bei der Beseitigung der Armut in allen ihren Formen und Dimensionen, 

bei der Förderung einer nachhaltigen Entwicklung der Landwirtschaft und Fischerei und bei 

der Gewährleistung der Ernährungssicherheit und -qualität. Wir unterstützen ihren Zugang 

zu natürlichen und wirtschaftlichen Ressourcen und ihr Eigentum daran sowie ihren Zugang 

zu Finanzdienstleistungen. Wir werden Maßnahmen zum Schutz zivilgesellschaftlicher Ak-

teure, einschließlich Frauen, ergreifen. 
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47. Wir bekräftigen, dass es einerseits notwendig ist, den unverhältnismäßig hohen Anteil 

an bezahlter und unbezahlter Betreuungs-, Pflege- und Hausarbeit, den Frauen und Mädchen 

übernehmen, anzuerkennen und wertzuschätzen und Maßnahmen zur Verringerung und 

Umverteilung dieser Arbeit zu ergreifen, und andererseits bezahlte Betreuungs- und Pflege-

arbeit zu honorieren und für Vertretung zu sorgen, so etwa durch höhere Löhne und bessere 

Arbeitsbedingungen, Sozialschutz und die garantierte Teilhabe weiblicher Pflege- und Be-

treuungskräfte an der Gestaltung und Entscheidungsfindung in Bezug auf die Umsetzung 

von Politiken, Haushalts- und anderen Plänen. Zu diesem Zweck muss eine gleichmäßige 

Aufteilung der Aufgaben im Haushalt gefördert und unter anderem einer hochwertigen, ver-

lässlichen, nachhaltigen und resilienten Infrastruktur, geschlechtergerechten Sozialschutz-

maßnahmen und der Bereitstellung barrierefrei zugänglicher, erschwinglicher und hochwer-

tiger sozialer Dienste und Leistungen, darunter Pflege- und Betreuungsdienste, Kinderbe-

treuung, Mutterschafts-, Vaterschafts- oder Elternurlaub, ein hoher Stellenwert eingeräumt 

werden. 

48. Wir nehmen die unverzichtbaren Beiträge zur Kenntnis, die Frauen und Mädchen zu 

ihren Familien und Gemeinwesen leisten. Wir anerkennen die Bedeutung familienfreundli-

cher und familienorientierter Politiken, die unter anderem auf die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung aller Frauen und Mädchen sowie den Genuss aller ihrer Men-

schenrechte abzielen, und anerkennen außerdem die Notwendigkeit, dafür zu sorgen, dass 

alle Maßnahmen und Programme für nachhaltige Entwicklung den sich wandelnden Bedürf-

nissen und Erwartungen der Familien bei der Erfüllung ihrer zahlreichen Aufgaben Rech-

nung tragen und dass die Rechte, Fähigkeiten und Verantwortlichkeiten aller Familienmit-

glieder geachtet werden. Wir anerkennen die Bedeutung einer umfassenden Einbeziehung 

von Männern und Jungen als Akteure und Nutznießer eines Wandels und als strategische 

Partner und Verbündete bei der Gleichstellung der Geschlechter und der Stärkung der 

Selbstbestimmung aller Frauen und Mädchen. 

49. Wir ermutigen dazu, geschlechtergerechte Planungs- und Haushaltsverfahren zu stär-

ken und umzusetzen und zur Überwachung und Evaluierung von Investitionen zur Förde-

rung der Gleichstellung entsprechende Methoden und Instrumente zu erarbeiten und zu stär-

ken, und bekräftigen, wie wichtig die Erhebung, Analyse und Weitergabe nach Geschlecht 

aufgeschlüsselter Daten dafür ist, evidenzbasierte öffentliche Politiken und Programme zu 

erarbeiten und zu stärken. 

50. Wir bekräftigen, dass die volle, gleichberechtigte, wirksame und konstruktive Teil-

habe der Frauen an allen Phasen von Friedensprozessen, Konfliktprävention, Konfliktbeile-

gung und Friedenskonsolidierung einer der für die Wahrung und Förderung des Weltfrie-

dens und der internationalen Sicherheit wesentlichen Faktoren ist, und bestätigen in dieser 

Hinsicht ferner die anhaltenden Anstrengungen der Organe, Organisationen, Fonds und Pro-

gramme der Vereinten Nationen, der Förderung der Umsetzung der Agenda für Frauen und 

Frieden und Sicherheit, auch im Kontext der Agenda 2030, im Einklang mit ihrem jeweili-

gen Mandat hohen Vorrang einzuräumen. 

 

 

Ziel 14: Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger 

Entwicklung erhalten und nachhaltig nutzen 
 

 

51. Wir bekräftigen unsere feste Entschlossenheit, die Ozeane, Meere und Meeresressour-

cen zu erhalten, nachhaltig zu nutzen und zu bewirtschaften sowie entschieden und rasch zu 

handeln, um unter Ausweitung der Maßnahmen zugunsten der Ozeane die Verwirklichung 

aller Zielvorgaben von Ziel 14 der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu beschleunigen. In 
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dieser Hinsicht begrüßen wir die Ergebnisse der zweiten Ozeankonferenz der Vereinten Na-

tionen und deren politische Erklärung und fordern ihre uneingeschränkte Umsetzung. 

52. Wir sind uns dessen bewusst, dass gesunde, produktive, nachhaltige und resiliente 

Ozeane für das Leben auf der Erde von grundlegender Bedeutung sind und dass das Wohl-

ergehen der heutigen und der kommenden Generationen untrennbar an die Gesundheit und 

Produktivität unserer Ozeane geknüpft ist. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, den 

Rückgang der Gesundheit und Produktivität unserer Ozeane und ihrer Meeres- und Küsten-

ökosysteme aufzuhalten und umzukehren und ihre Widerstandsfähigkeit und ökologische 

Intaktheit zu schützen, zu bewahren und wiederherzustellen. Wir betonen die Notwendigkeit 

eines integrierten, disziplin- und sektorübergreifenden Ansatzes für die Bewirtschaftung der 

Ozeane sowie einer verstärkten Zusammenarbeit, Koordinierung und Politikkohärenz auf 

allen Ebenen, um die Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger Entwick-

lung zu erhalten und nachhaltig zu nutzen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Erhaltung 

und nachhaltige Bewirtschaftung der lebenden aquatischen Ressourcen eine wirksame Stra-

tegie darstellt, um Meeresökosysteme zu schützen und wiederherzustellen, das Wirtschafts-

wachstum anzukurbeln, die Existenzgrundlagen resilienter zu machen, die Armut zu verrin-

gern, die Ernährungssicherheit zu erhöhen und die Ernährung zu verbessern. Wir werden im 

Einklang mit dem Vorsorgeansatz und ökosystembasierten Ansätzen wirksame Maßnahmen 

ergreifen, um die Ozeane und ihre Ressourcen zu bewahren, vor natürlichen und vom Men-

schen verursachten Gefahren zu schützen und wiederherzustellen. 

53. Wir betonen die Notwendigkeit, die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane 

und ihrer Ressourcen zu verbessern und zu diesem Zweck das Völkerrecht umzusetzen, wie 

es im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen18 niedergelegt ist, das den recht-

lichen Rahmen für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane und ihrer Ressourcen 

vorgibt, worauf in Ziffer 158 des Dokuments „Die Zukunft, die wir wollen“19 hingewiesen 

wird. 

54. Wir sind beunruhigt über die Notlage, in der sich die Ozeane weltweit befinden und 

die auf die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels zurückzuführen ist, darunter 

schleichende Veränderungen sowie häufigere und schwerere Ereignisse im Zusammenhang 

mit dem Meeresspiegel, die Prognosen zufolge in den kommenden Jahrzehnten massiv zu-

nehmen werden, wobei bei einer globalen Erwärmung von 1,5 Grad Celsius ein Rückgang 

der Korallenriffe um 70 bis 90 Prozent und bei einer Erwärmung von 2 Grad Celsius noch 

höhere Verluste (mehr als 99 Prozent) zu erwarten sind. Der Anstieg des Meeresspiegels, 

die Küstenerosion und die Erwärmung und Versauerung der Ozeane stellen ernsthafte Be-

drohungen für viele Gemeinwesen und Ökosysteme an den Küsten dar und können insbe-

sondere in Entwicklungsländern die Verfügbarkeit und die Qualität von Nahrungsmitteln 

und Wasser beeinträchtigen, was sich nachteilig auf die nachhaltige Entwicklung auswirkt. 

55. Wir sind uns der verheerenden Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die mee-

resgestützte Wirtschaft und insbesondere auf die meeresgestützte Wirtschaft der kleinen In-

selentwicklungsländer sowie ihrer Auswirkungen auf Seeleute und in der Fischerei tätige 

Personen bewusst, die in unverhältnismäßigem Ausmaß nachteilig betroffen sind. Wir sind 

uns außerdem der Bedrohung für die Gesundheit der Ozeane bewusst, die von der COVID-19-

Pandemie und der damit verbundenen unsachgemäßen Behandlung von Abfällen, darunter 

_______________ 

18 United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1994 

II S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995; AS 2009 3209. 

19 Resolution 66/288 der Generalversammlung, Anlage. 

https://undocs.org/ot/A/RES/66/288
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auch Kunststoffabfälle wie persönliche Schutzausrüstung, ausgeht und die das Problem von 

Plastikmüll und Mikroplastik in den Ozeanen verschärft hat. 

56. Wir fordern die Mobilisierung von Maßnahmen zugunsten gesunder Ozeane, um si-

cherzustellen, dass eine nachhaltige Fischerei und Aquakultur ausreichende, gesundheitlich 

unbedenkliche und nährstoffreiche Nahrungsmittel produzieren kann, und anerkennen 

gleichzeitig, dass die Verwirklichung von Ziel 14 der Ziele für nachhaltige Entwicklung für 

die Transformation hin zu nachhaltigen Ernährungssystemen und zur Verwirklichung von 

Ziel 2 bis 2030 von grundlegender Bedeutung ist. Wir betonen erneut, wie wichtig die Be-

endigung illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei ist, und begrüßen das auf der 

Zwölften Ministerialkonferenz der Welthandelsorganisation erzielte Übereinkommen über 

Fischereisubventionen. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig es ist, nachhaltige, verant-

wortungs- und risikobewusste Fangmethoden anzuwenden und schädliche Fischereisubven-

tionen zu untersagen, die zu Überkapazitäten und Überfischung beitragen, sowie die wirk-

same und inklusive Anwendung von Mechanismen zur Fischereiaufsicht und -steuerung zu 

verbessern. 

57. Wir unterstützen die Dekade der Vereinten Nationen für Ozeanwissenschaft im 

Dienste der nachhaltigen Entwicklung und betonen, dass die wissenschaftliche Meeresfor-

schung und Zusammenarbeit weiter ausgebaut werden muss, um die Entscheidungsfindung 

auf eine solide Wissensgrundlage zu stellen und zu unterstützen, und dass Wissenszentren 

und -netzwerke gefördert werden müssen, um den freiwilligen Austausch von wissenschaft-

lichen Daten, bewährten Verfahren und Kenntnissen zu erweitern, dass mehr Kapazitäten 

auf allen Ebenen aufgebaut und ausreichende Finanzmittel aus allen Quellen mobilisiert 

werden müssen und dass der freiwillige Technologietransfer an die Entwicklungsländer er-

leichtert werden muss, dass Beiträge zum Schutz des Meeresumwelt und zur Erhaltung und 

nachhaltigen Nutzung der biologische Vielfalt geleistet, alle Arten der Meeresverschmut-

zung bekämpft sowie nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sichergestellt werden 

müssen. Wir wiederholen den Aufruf zum Ausbau der Kapazitäten der kleinen Inselentwick-

lungsländer und der am wenigsten entwickelten Länder für Meereswissenschaft und -for-

schung, so auch über die Dekade der Vereinten Nationen für Ozeanwissenschaft im Dienste 

der nachhaltigen Entwicklung im Einklang mit Zielvorgabe 14.7 der Ziele für nachhaltige 

Entwicklung. 

58. Wir betonen, dass dringend Sofortmaßnahmen zur langfristigen Beseitigung der Ver-

schmutzung durch Kunststoffe in der Meeresumwelt getroffen werden müssen, unter ande-

rem durch die Förderung nationaler Aktionspläne zur Verhütung, Verringerung und Besei-

tigung von Meeresmüll und der Verschmutzung durch Kunststoffe aus allen Quellen und 

durch die Förderung nachhaltiger Konsum- und Produktionsansätze, darunter Ressourcen-

effizienz- und Lebenszyklusansätze, nach denen Produkte und Materialien so ausgelegt sind, 

dass sie wiederverwendet, wiederaufgearbeitet oder wiederverwertet können, damit sie 

ebenso wie die in ihnen gebundenen Ressourcen so lange wie möglich im Wirtschaftskreis-

lauf gehalten werden und Abfälle minimiert oder eliminiert werden. Wir werden auch künf-

tig die Öffentlichkeit sensibilisieren und Interessenträger in die Verhütung der Verschmut-

zung durch Kunststoffe einbinden und zu diesem Zweck nachhaltige und verantwortungs-

bewusste Produktions- und Konsummuster fördern. 

59. Wir begrüßen die von der Umweltversammlung der Vereinten Nationen auf ihrer wie-

deraufgenommenen fünften Tagung verabschiedete Resolution 5/14, in der sie beschloss, 

einen zwischenstaatlichen Verhandlungsausschuss mit dem Auftrag einzuberufen, eine 

rechtsverbindliche internationale Übereinkunft zur Verschmutzung durch Kunststoffe, auch 

in der Meeresumwelt, auf der Grundlage eines umfassenden Konzepts auszuarbeiten, das 

dem gesamten Lebenszyklus von Kunststoffen Rechnung trägt, und verpflichten uns, aktive 
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Folgemaßnahmen zu diesem Beschluss zu ergreifen und uns zu diesem Zweck an dem zwi-

schenstaatlichen Verhandlungsausschuss zu beteiligen, der seine Arbeit bis Ende 2024 ab-

schließen soll. 

60. Wir fordern einen ambitionierten, ausgewogenen, praktischen, wirksamen, robusten 

und transformativen globalen Rahmen für die biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 im 

Kontext des Übereinkommens über die biologische Vielfalt und unterstreichen die Notwen-

digkeit eines solchen Rahmens. Wir erkennen außerdem an, wie wichtig die wirksame und 

erfolgreiche Arbeit der zwischenstaatlichen Konferenz über eine rechtsverbindliche interna-

tionale Übereinkunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen 

über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb 

der nationalen Hoheitsbereiche ist, und fordern in Anerkennung des Beitrags, den ihre Er-

gebnisse zur Förderung des Ziels 14 der Ziele für nachhaltige Entwicklung leisten können, 

alle teilnehmenden Delegationen auf, unverzüglich eine ambitionierte Vereinbarung zu 

schließen. 

61. Wir unterstreichen den Zusammenhang zwischen nachhaltigen und gesunden Ozea-

nen und Klimamaßnahmen und heben hervor, wie wichtig die nachhaltige Nutzung, der 

Schutz, die Erhaltung und die Wiederherstellung der Ökosysteme, einschließlich der Mee-

resökosysteme, dafür sind, die einschlägigen Ziele des Übereinkommens von Paris sowie 

des globalen Rahmens für die biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 nach seiner An-

nahme zu erreichen. Wir sind uns bewusst, dass Treibhausgasemissionen und Klimaände-

rungen schwerwiegende Auswirkungen auf die Meere haben, darunter das Ansteigen des 

Meeresspiegels und der Temperaturen sowie Übersäuerung, und dass die Ozeane als wich-

tige Kohlenstoffsenke auch einen entscheidenden Anteil an den Lösungen zur Abschwä-

chung des Klimawandels und zur Anpassung daran haben. Wir betonen in dieser Hinsicht 

die Wichtigkeit, die im Rahmen des Übereinkommens von Paris eingegangenen Verpflich-

tungen zu erfüllen, und die Notwendigkeit, zu prüfen, wie meeresgestützte Maßnahmen in 

die Arbeiten zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 

einbezogen und gestärkt werden können. Außerdem begrüßen wir die Aufforderung an den 

Vorsitz des Nebenorgans für wissenschaftliche und technologische Beratung des Rahmen-

übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, einen jährlichen Dialog 

zur Stärkung meeresgestützter Maßnahmen zu führen. 

62. Wir unterstreichen außerdem die unverzichtbare Rolle einer gesunden Meeresumwelt 

und gesunder mariner Ökosysteme, der nachhaltigen Fischerei und einer nachhaltigen Aqua-

kultur für die Ernährungssicherheit und die Ernährung und für die Existenzsicherung von 

Millionen Menschen. Eingedenk dessen, dass 2022 das Internationale Jahr der handwerk-

lichen Fischerei und der Aquakultur ist, würdigen wir in dieser Hinsicht die Rolle der Klein-

erzeugung aquatischer Nahrungsmittel und ermutigen zur Unterstützung der nachhaltigen 

Kleinfischerei, so auch durch die Umsetzung der Freiwilligen Leitlinien für die Sicherung 

einer nachhaltigen Kleinfischerei im Kontext der Ernährungssicherheit und der Armutsbe-

seitigung sowie durch die Verbesserung des Zugangs zu Ressourcen und Märkten für die 

handwerkliche Kleinfischerei. 

63. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig naturnahe Lösungen und ökosystembasierte 

Ansätze für den Schutz, die Erhaltung, die Wiederherstellung und die nachhaltige Nutzung 

der Ozeane und ihrer Ressourcen sind und welchen Beitrag sie zur Katastrophenvorsorge 

leisten, und betonen, wie wichtig es ist, Frühwarnsysteme und Katastrophenvorsorgemaß-

nahmen zu erarbeiten, um meeresbezogene Risiken abzuwenden und zu mindern, unter an-

derem durch die Einbindung dieser Ansätze in eine integrierte Bewirtschaftung der Küsten-
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zonen, um Verschmutzung zu verhindern, die Risiken, Auswirkungen und Kosten von Ka-

tastrophen zu verringern und Widerstandskraft aufzubauen und so die vollständige Umset-

zung der Agenda 2030 voranzubringen. 

64. Wir begrüßen den von der Umweltversammlung der Vereinten Nationen auf ihrer wie-

deraufgenommenen fünften Tagung gefassten Beschluss, einen wissenschaftlich-politischen 

Ausschuss einzurichten und so einen weiteren Beitrag zu einem umweltverträglichen Um-

gang mit Chemikalien und Abfällen zu leisten und Verschmutzung verhüten zu helfen. 

65. Wir unterstreichen, wie grundlegend wichtig gesunde Ozeane und eine nachhaltige 

meeresgestützte Wirtschaft für Frauen und Mädchen sind, und sind uns der unverhältnismä-

ßig starken Auswirkungen der Schädigung der Ozeane auf sie bewusst, darunter die Folgen, 

die Umweltverschmutzung durch Kunststoffe in den Ozeanen und anderen Gewässern für 

die Ernährungs- und Existenzsicherung und die Gesundheit von Frauen und Mädchen hat. 

Wir sind uns bewusst, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass die Menschen, insbesondere 

Kinder und Jugendliche, mit den einschlägigen Kenntnissen und Fähigkeiten ausgestattet 

werden, die ihnen ein Verständnis der Bedeutung der Gesundheit der Ozeane und der Not-

wendigkeit vermitteln, einen Beitrag zu dieser Gesundheit zu leisten, auch im Rahmen der 

Entscheidungsfindung, und zu diesem Zweck eine hochwertige Bildung und lebenslanges 

Lernen für Meereskompetenz zu fördern und zu unterstützen. 

 

 

Ziel 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre 

nachhaltige Nutzung fördern, Wälder nachhaltig bewirtschaften, 

Wüstenbildung bekämpfen, Bodendegradation beenden und umkehren 

und dem Verlust der biologischen Vielfalt ein Ende setzen 
 

 

66. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, Landökosysteme zu schützen, zu erhalten, 

wiederherzustellen und ihre nachhaltige Nutzung zu fördern, Wälder nachhaltig zu bewirt-

schaften, Wüstenbildung zu bekämpfen, Bodendegradation und den Verlust der biologi-

schen Vielfalt zu beenden und rückgängig zu machen und alle Zielvorgaben von Ziel 15 der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung umzusetzen. 

67. Wir weisen nachdrücklich darauf hin, dass die biologische Vielfalt und die auf ihr 

fußenden Funktionen und Dienstleistungen der Ökosysteme die Grundlage aller Lebensfor-

men auf der Erde und einer nachhaltigen Entwicklung in allen ihren Dimensionen sind. Wir 

nehmen mit ernster Besorgnis zur Kenntnis, dass die miteinander verknüpften Herausforde-

rungen Biodiversitätsverlust, Klimawandel, Entwaldung, Landverödung und Wüstenbil-

dung, Schädigung von Ozeanen und Süßgewässern sowie Umweltverschmutzung und zu-

nehmende Risiken für die menschliche Gesundheit und die Ernährungssicherheit eine stetig 

wachsende soziale, wirtschaftliche und ökologische Bedrohung für die Herbeiführung einer 

nachhaltigen Entwicklung darstellen. Wir nehmen mit tiefer Sorge Kenntnis von dem anhal-

tenden Trend der Wüstenbildung und Landverödung und von der Tatsache, dass es sich bei 

den Auswirkungen von Entwaldung, Wüstenbildung, Dürren und Überschwemmungen um 

Herausforderungen globaler Tragweite handelt, unter denen die Entwicklungsländer und 

Menschen in prekären Situationen, insbesondere indigene Völker und lokale Gemeinschaf-

ten, am stärksten leiden. Wir sind uns außerdem dessen bewusst, dass die Bekämpfung von 

Entwaldung, Wüstenbildung, Landverödung und Dürren für eine nachhaltige, inklusive und 

resiliente Überwindung der COVID-19-Krise wichtig ist. Wir unterstreichen, dass es drin-

gend geboten ist, im Rahmen der Umsetzung der Agenda 2030 und der Förderung einer 

inklusiven Transformation der Wirtschaft in ländlichen Gebieten den Verlust der biologi-
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schen Vielfalt und die Umweltzerstörung bis 2030 aufzuhalten und umzukehren und erin-

nern in diesem Zusammenhang auch an die Dekade der Vereinten Nationen für die Wieder-

herstellung der Ökosysteme (2021-2030). 

68. Wir unterstreichen, dass es notwendig ist, bei der Umsetzung der Agenda 2030 und 

der drei Rio-Übereinkommen – über biologische Vielfalt, Klimawandel und Wüstenbildung – 

auf deren Komplementarität aufzubauen und sie zu stärken, um einen kohärenten Ansatz für 

Maßnahmen gegen Biodiversitätsverlust, Klimawandel und die Degradation von Böden und 

Ökosystemen zu fördern. 

69. Wir unterstreichen die dringende Notwendigkeit einer nachhaltigen Bewirtschaftung 

der Wälder sowie des Schutzes, der Wiederherstellung, der Erhaltung und nachhaltigen Nut-

zung von Feucht-, Trocken- und Berggebieten und anderen natürlichen Ökosystemen, ins-

besondere in Schutzgebieten, die als natürliche Senken für Treibhausgase und natürliche 

Sammelbecken für biologische Vielfalt wirken und so die Anfälligkeit gegenüber den Aus-

wirkungen des Klimawandels reduzieren und den Wasserkreislauf in Gang halten. Diese 

Ökosysteme stützen außerdem die unverzichtbare Rolle indigener Völker und lokaler Ge-

meinschaften, die zur Sicherung ihrer Existenz auf sie angewiesen sind und denen beim 

sorgsamen Umgang damit eine Schlüsselrolle zukommt, und wir erinnern an den Schutz der 

Rechte indigener Völker nach der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der 

indigenen Völker20 und den internationalen Menschenrechtsnormen. Wir weisen ferner 

nachdrücklich darauf hin, dass Wälder, Feucht- und Trockengebiete, Bergökosysteme und 

andere natürliche Ökosysteme für eine nachhaltige Entwicklung unabdingbar sind und sie 

nach wie vor durch den Klimawandel und die globale Erwärmung unmittelbar bedroht sind. 

70. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig naturnahe Lösungen21 und ökosystemba-

sierte Ansätze, die für den Schutz, die Erhaltung, die Wiederherstellung, die nachhaltige 

Nutzung und Bewirtschaftung natürlicher oder modifizierter Land-, Süßwasser-, Küsten- 

und Meeresökosysteme sorgen, für eine wirksame und anpassungsfördernde Bewältigung 

sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Herausforderungen sind. Wir betonen, wie wich-

tig es ist, langfristig erschwingliche Investitionen in diese Ansätze zu lenken und an allen 

Fronten verstärkt gegen Wüstenbildung, Landverödung, Erosion und Dürre, Überschwem-

mungen, den Verlust der biologischen Vielfalt, Wasserknappheit und Wasserverschmutzung 

vorzugehen, die als große ökologische, wirtschaftliche und soziale Herausforderungen für 

eine weltweite nachhaltige Entwicklung angesehen werden, und gleichzeitig für das Wohl-

ergehen der Menschen zu sorgen, Ökosystemfunktionen und -dienstleistungen, Resilienz 

und Nutzen aus der biologischen Vielfalt zu gewährleisten und zur Gesundheit des Men-

schen und der Erde ebenso beizutragen wie zur sozioökonomischen Entwicklung. Wir er-

kennen ferner an, dass die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt er-

heblich zur Verringerung von Katastrophenrisiken und zur Minderung der nachteiligen Aus-

wirkungen des Klimawandels beitragen können, namentlich auch durch die Stärkung der 

Anpassungskapazitäten und der Resilienz sensibler Ökosysteme, einschließlich Agraröko-

systemen, und durch die Verringerung ihrer Verwundbarkeit. Wir fordern nach wie vor grö-

ßeren politischen Willen, die Bereitstellung und Mobilisierung von Ressourcen, den Aufbau 

von Kapazitäten, die durchgängige sektorinterne und sektorübergreifende Berücksichtigung 

der biologischen Vielfalt, die technische und wissenschaftliche Zusammenarbeit und die 

Schaffung einer Dynamik für die Erhaltung und Wiederherstellung von Ökosystemen und 

_______________ 

20 Resolution 61/295 der Generalversammlung, Anlage. 

21 Im Sinne der Resolution 5/5 der Umweltversammlung der Vereinten Nationen „Naturnahe Lösungen zur 

Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung“ (UNEP/EA.5/Res.5). 

https://undocs.org/ot/A/RES/61/295
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die Förderung dieser Ansätze für die Katastrophenvorsorge zur Herbeiführung einer nach-

haltigen Entwicklung auf globaler, regionaler, nationaler und lokaler Ebene. 

71. Wir bekräftigen unser Bekenntnis zum Strategischen Plan der Vereinten Nationen für 

Wälder (2017-2030)22 und seinen globalen Waldzielen. Wir begrüßen das Ergebnis der vom 

9. bis 13. Mai 2022 abgehaltenen siebzehnten Tagung des Waldforums der Vereinten Natio-

nen und bekräftigen außerdem die Rolle des Forums bei der Förderung der nachhaltigen 

Bewirtschaftung und Erhaltung der Wälder sowie der Mobilisierung von Umsetzungsmit-

teln, darunter die Förderung des traditionellen Wissens in Bezug auf Wälder, technische 

Zusammenarbeit, technische Hilfe und Finanzmittel, insbesondere für Entwicklungsländer. 

Wir nehmen außerdem mit Anerkennung Kenntnis von den jüngsten die Wälder betreffen-

den Erklärungen, Zusagen und Entwicklungen, unter anderem auch von den die Wälder be-

treffenden Beiträgen der Gipfelerklärung von Glasgow über Wälder und Landnutzung. 

72. Eingedenk dessen, dass 2022 das Internationale Jahr der nachhaltigen Entwicklung 

der Berggebiete ist, betonen wir, dass die nachhaltige Nutzung, der Schutz, die Erhaltung 

und die Wiederherstellung von Bergökosystemen zur Umsetzung der Agenda 2030 beitra-

gen, würdigen die wichtige Rolle der Kryosphäre dieser Gebiete, insbesondere für die bio-

logische Vielfalt, die Nahrungsmittelproduktion und die Süßwasserversorgung, heben ihre 

kulturelle Bedeutung hervor und fordern dringend eine verstärkte internationale Zusammen-

arbeit zugunsten von Gebirgsentwicklungsländern, um insbesondere die Armut zu beseiti-

gen, die Ernährungsunsicherheit zu beenden und den Verlust der biologischen Vielfalt zu 

bekämpfen. 

73. Wir fordern die Mitgliedstaaten auf, Anstrengungen zur Umsetzung der strategischen 

Ziele des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in 

den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Af-

rika23, zu unterstützen, und legen den Vertragsparteien des Übereinkommens eindringlich 

nahe, ihre nationale Politik an dem strategischen Rahmen 2018-2030 des Übereinkom-

mens24 auszurichten. Wir fordern Maßnahmen zur Bekämpfung von Sand- und Staubstür-

men, in der Erkenntnis, dass diese eine schwerwiegende Herausforderung für die nachhal-

tige Entwicklung in den betroffenen Ländern und Regionen darstellen. 

74. Wir unterstützen die Erarbeitung eines ambitionierten, ausgewogenen, praktischen, 

wirksamen, robusten und transformativen globalen Rahmens für die biologische Vielfalt für 

die Zeit nach 2020, der auf den Aichi-Biodiversitätszielen und den aus der Umsetzung des 

Strategieplans für die biologische Vielfalt 2011-202025 gewonnenen Erkenntnissen aufbaut 

und darüber hinausgeht, auf die Agenda 2030 abgestimmt ist und dabei so ambitioniert ist, 

dass er die zur Verwirklichung der Vision 2050 für biologische Vielfalt erforderlichen Ver-

änderungen erleichtern wird, so auch im Hinblick auf die Umsetzung und durchgängige Be-

rücksichtigung der biologischen Vielfalt in allen Sektoren und Politiken. Wir begrüßen die 

Einberufung des ersten Teils der fünfzehnten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien 

des Übereinkommens über die biologische Vielfalt in Kunming (China) zu dem vom Aus-

richter vorgeschlagenen Thema und nehmen Kenntnis von der auf ihrem Tagungsteil auf 

_______________ 

22 Siehe Resolution 71/285 der Generalversammlung. 

23 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1997 

II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III Nr. 139/1997; AS 2003 788. 

24 ICCD/COP(13)/21/Add.1, Beschluss 7/COP.13, Anlage. 

25 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/10/27, Anhang, Beschluss X/2, 

Anlage. 

https://undocs.org/ot/A/RES/71/285
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hoher Ebene angenommenen Erklärung von Kunming. Wir sehen dem zweiten Teil der fünf-

zehnten Tagung der Konferenz in Montreal (Kanada) und seinem Ergebnis, einschließlich 

des globalen Rahmens für die biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020, erwartungsvoll 

entgegen. 

75. Wir unterstreichen, dass eine langfristige und erschwingliche Finanzierung für die bio-

logische Vielfalt notwendig ist, auch um die Durchführung des Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt und seines globalen Rahmens für die biologische Vielfalt für die Zeit 

nach 2020 zu unterstützen, die Mobilisierung von Ressourcen aus allen öffentlichen wie 

privaten Quellen zu verstärken und dabei die Wirksamkeit und Effizienz der Nutzung beste-

hender Ressourcen zu maximieren und bei Bedarf den Zugang zu Unterstützung zu erleich-

tern, um so die Unterstützung der biologischen Vielfalt durch Kapazitätsaufbau, wissen-

schaftliche und technische Zusammenarbeit und freiwilligen Technologietransfer an die 

Entwicklungsländer deutlich auszuweiten. In dieser Hinsicht stellen wir fest, dass Anreize, 

einschließlich Subventionen, die der biologischen Vielfalt abträglich sind, beseitigt, schritt-

weise abgeschafft oder reformiert werden müssen, um negative Auswirkungen zu minimie-

ren oder zu vermeiden, und dass positive Anreize für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung 

der biologischen Vielfalt geschaffen und eingesetzt werden müssen, im Einklang mit und 

entsprechend dem Übereinkommen und anderen einschlägigen internationalen Verpflich-

tungen und unter Berücksichtigung der nationalen sozioökonomischen Gegebenheiten. 

 

 

Ziel 17: Umsetzungsmittel stärken und die Globale Partnerschaft für 

nachhaltige Entwicklung mit neuem Leben erfüllen 
 

 

76. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, die Umsetzungsmittel zu stärken und die Glo-

bale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit neuem Leben zu erfüllen sowie alle Ziel-

vorgaben des Ziels 17 der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen. 

77. Unter Hinweis auf die zentrale Bedeutung der Aktionsagenda von Addis Abeba über 

Entwicklungsfinanzierung bestätigen wir das Ergebnisdokument des Forums 2022 des Wirt-

schafts- und Sozialrats über die Weiterverfolgung der Entwicklungsfinanzierung26. 

78. Wir bekräftigen, dass die Mobilisierung von Ressourcen für die Verwirklichung der 

Agenda 2030 unabdingbar ist. Die Zusagen in Bezug auf die öffentliche Entwicklungszu-

sammenarbeit müssen dringend erfüllt werden, da internationale öffentliche Finanzmittel 

für die Unterstützung einer nachhaltigen Überwindung der COVID-19-Pandemie unver-

zichtbar sind, wobei zu berücksichtigen ist, dass nationale und internationale Anstrengungen 

und günstige Rahmenbedingungen Hand in Hand gehen müssen und die Mobilisierung von 

Inlandseinnahmen durch Unterstützung aus allen Quellen ergänzt werden muss. Wir stellen 

fest, dass die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 2020 während der beispiellosen 

COVID-19-Krise ihren Höchststand erreichte, und betonen, dass sich dieser Trend fortset-

zen muss. Wir fordern die Entwicklungspartner nachdrücklich auf, ihre Zusagen in Bezug 

auf die öffentliche Entwicklungshilfe auszuweiten und zu erfüllen, einschließlich der von 

vielen entwickelten Ländern eingegangenen Verpflichtung, den Zielwert von 0,7 Prozent 

ihres Bruttonationaleinkommens für öffentliche Entwicklungshilfe und von 0,15 bis 

0,20 Prozent ihres Bruttonationaleinkommens für öffentliche Entwicklungshilfe zugunsten 

der am wenigsten entwickelten Länder zu erreichen. 

_______________ 

26 E/FFDF/2022/3. 

https://undocs.org/ot/E/FFDF/2022/3
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79. Wir sind uns bewusst, dass inländische Mittel in erster Linie durch Wirtschaftswachs-

tum generiert werden, das sich auf ein förderliches Umfeld auf allen Ebenen stützen kann. 

Für die Erreichung unserer Ziele bedarf es einer soliden Sozial-, Umwelt- und Wirtschafts-

politik, die antizyklische fiskalpolitische Maßnahmen umfasst, ausreichender Haushalts-

spielräume, einer guten Regierungsführung auf allen Ebenen und demokratischer und trans-

parenter Institutionen, die auf die Bedürfnisse der Menschen eingehen. Wir betonen außer-

dem, dass inländische Ressourcen mobilisiert werden müssen, unter anderem durch eine 

verbesserte Steuerverwaltung und den Ausbau der Kapazitäten für die Mobilisierung ande-

rer Einnahmen und durch die Einhaltung der Verpflichtungen in Bezug auf die wirksame 

Verhütung von Korruption und Geldwäsche. Wir verpflichten uns erneut darauf, illegale 

Finanzströme zu verhindern und zu bekämpfen und die internationale Zusammenarbeit und 

bewährte Verfahren für die Rückgabe und Wiedererlangung von Vermögenswerten zu stär-

ken. Wir werden die internationale Zusammenarbeit und die nationalen Institutionen zur 

Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung stärken. Wir nehmen Kenntnis 

von dem Bericht der Hochrangigen Gruppe für internationale finanzielle Rechenschafts-

pflicht, Transparenz und Integrität zur Verwirklichung der Agenda 2030. 

80. Wir sind besorgt darüber, dass die sprunghaft ansteigende globale öffentliche Ver-

schuldung die schon vor der Pandemie bestehenden verschuldungsbedingten Verwundbar-

keiten noch verstärkt. Wir stellen mit Besorgnis fest, dass etwa 60 Prozent der am wenigsten 

entwickelten Länder und anderen Länder mit niedrigem Einkommen inzwischen als stark 

überschuldungsgefährdet oder bereits überschuldet eingestuft werden und etwa ein Viertel 

der Länder mit mittlerem Einkommen weiter stark überschuldungsgefährdet ist. Wir stellen 

ferner fest, dass es sich bei 60 Prozent der Länder, die während der Pandemie von Rating-

agenturen herabgestuft wurden, um Länder mit mittlerem Einkommen handelt. Wir sind au-

ßerdem besorgt darüber, dass die Zinsaufwendungen in den ärmsten Ländern steigen und in 

kleinen Inselentwicklungsländern nach wie vor hoch sind, während diese Länder mit hohen 

Zinsen, einer langsameren Wirtschaftserholung, Herabstufungen ihrer Bonität und anhalten-

den Mindereinnahmen zu kämpfen haben. Wir betonen, dass eine Schuldenfinanzierung 

Länder in die Lage versetzen kann, auf Notlagen zu reagieren und langfristige Investitionen 

zur Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung zu finanzieren. Wir bekräftigen die Not-

wendigkeit, den Entwicklungsländern dabei behilflich zu sein, durch eine koordinierte Poli-

tik zur Förderung der Schuldenfinanzierung, der Entschuldung und der Umschuldung bezie-

hungsweise eines soliden Schuldenmanagements die langfristige Tragfähigkeit ihrer Ver-

schuldung zu erreichen. 

81. Wir begrüßen die multilateralen Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung, darunter die 

Initiative zur Aussetzung des Schuldendienstes der Gruppe der 20 und des Pariser Clubs, 

stellen jedoch fest, dass private Gläubiger sich nicht daran beteiligen. Wir nehmen Kenntnis 

von der laufenden Durchführung des Gemeinsamen Rahmens zum Umgang mit Schulden 

über die Initiative zur Aussetzung des Schuldendienstes hinaus und betonen, wie wichtig 

verstärkte Anstrengungen sind, den Gemeinsamen Rahmen rasch und auf geregelte und ab-

gestimmte Weise zu verbessern und umzusetzen. Wir legen den Gläubigerländern der 

Gruppe der 20 und des Pariser Clubs nahe, zu erörtern, wie die Behandlung privater und 

anderer offizieller bilateraler Gläubiger vergleichbar gemacht werden, die Unterstützung für 

hochverschuldete Entwicklungsländer ausgeweitet, die Gewährung temporärer Schulden-

moratorien auf Einzelfallbasis im gesamten Verlauf der Verhandlungen erwogen und im 

Anschluss an Umstrukturierungsmaßnahmen der Zugang zu den Kapitalmärkten rasch wie-

derhergestellt werden kann. Diese Verbesserungen würden den Schuldnerländern mehr Si-

cherheit geben und es dem Internationalen Währungsfonds und multilateralen Entwick-

lungsbanken erleichtern, rasch finanzielle Unterstützung bereitzustellen. 
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82. Wir unterstreichen die Notwendigkeit, Fortschrittsmaße für nachhaltige Entwicklung 

zu erarbeiten, die das Bruttoinlandsprodukt ergänzen beziehungsweise darüber hinausgehen, 

um bei der internationalen Zusammenarbeit einen inklusiveren Ansatz zu verfolgen. 

83. Wir betonen, dass Partnerschaften als wirksame Instrumente zur Mobilisierung von 

zusätzlichen personellen und finanziellen Ressourcen, Sachkompetenz, Technologie und 

Wissen für die Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung von entscheidender 

Bedeutung sein werden. Wir nehmen Kenntnis von der Rolle von Multi-Akteur-Partner-

schaften, einschließlich Partnerschaften mit dem öffentlichen und dem privaten Sektor und 

der Zivilgesellschaft, bei der Förderung strategischer Langzeitinvestitionen in die Ziele für 

nachhaltige Entwicklung, insbesondere in Bereichen, die mehr zur Überwindung von 

COVID-19 und der daraus resultierenden sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen bei-

tragen könnten, etwa durch innovative Finanzierungslösungen unter anderem für das Ge-

sundheitswesen, einschließlich der allgemeinen Gesundheitsversorgung. Ebenso befürwor-

ten wir gezielte Maßnahmen und Partnerschaften in Bezug auf Armutsbeseitigung, Ernäh-

rungssicherheit und -qualität, nachhaltige Landwirtschaft, Ernährungssysteme und damit 

verbundene Versorgungsketten, Wasser, digitale Vernetzung, Schaffung von Arbeitsplät-

zen, Sozialschutz, den Pflege- und Betreuungssektor, nachhaltige und hochwertige Infra-

strukturentwicklung und Produktivitätswachstum. 

84. Wir sind uns dessen bewusst, welche wichtige Rolle Institutionen bei der Gestaltung 

der Bedingungen spielen, die auf Finanzströme und die Mobilisierung von Kapital für die 

Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung einwirken. Wir verpflichten uns, die Um-

setzung integrierter nationaler Finanzierungsrahmen zu unterstützen, um im Einklang mit 

den langfristigen Zielen der Agenda 2030, des Sendai-Rahmens und des Übereinkommens 

von Paris Finanzierungspolitik und -strategien an den nationalen Investitionsprioritäten, 

Rechtsrahmen, Katastrophenvorsorgestrategien und Strategien für nachhaltige Entwicklung 

auszurichten. Wir werden durch konkrete Schritte Anreize für eine langfristige, erschwing-

liche private Finanzierung von Investitionen schaffen, die zur Verwirklichung der Ziele für 

nachhaltige Entwicklung und des Übereinkommens von Paris beitragen und daran ausge-

richtet sind, sowie diese Art der Finanzierung ausweiten. Wir sind uns außerdem der Not-

wendigkeit bewusst, die Privatwirtschaft stärker für die Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf 

die nachhaltige Entwicklung zur Rechenschaft zu ziehen und innovative Finanzierungsme-

chanismen zur Unterstützung nachhaltiger Geschäftsmodelle zu erarbeiten. 

85. Wir begrüßen und bekräftigen die Rolle der internationalen Entwicklungszusammen-

arbeit, insbesondere der Nord-Süd-Zusammenarbeit, die nach wie vor eine grundlegende 

Triebkraft einer nachhaltigen Entwicklung ist. Wir begrüßen und bekräftigen die wichtigen 

Beiträge der Süd-Süd-Zusammenarbeit und der Dreieckskooperation zur Umsetzung der 

Agenda 2030, zur Erreichung des übergeordneten Ziels der Beseitigung der Armut in allen 

ihren Formen und Dimensionen sowie zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie und be-

kräftigen, dass die Süd-Süd-Zusammenarbeit die Nord-Süd-Zusammenarbeit nicht ersetzt, 

sondern vielmehr ergänzt, und ein wichtiger Bestandteil der internationalen Entwicklungs-

zusammenarbeit ist. Wir sind uns der Notwendigkeit bewusst, die entwicklungspolitische 

Wirksamkeit der Süd-Süd-Zusammenarbeit und der Dreieckskooperation zu erhöhen. 

86. Wir befürworten die internationale Zusammenarbeit für den Aufbau von Statistikka-

pazitäten und den Datenzugang in den Entwicklungsländern, insbesondere in den besonders 

gefährdeten Ländern, die bei der Erzeugung, Erhebung, Analyse und Verwendung hochwer-

tiger, zeitnaher, zuverlässiger und aufgeschlüsselter Daten und Statistiken vor den größten 

Herausforderungen stehen. Wir legen dem System der Vereinten Nationen und allen maß-

geblichen Akteuren nahe, neue Technologien und, soweit angezeigt, deren Anwendungen 
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zu nutzen, um Daten so wirksam und effektiv wie möglich erheben und analysieren zu kön-

nen, und unterstreichen die Notwendigkeit, die digitale Kluft zwischen und in den Ländern 

zu überwinden. 

87. Wir heben hervor, wie wichtig fortgesetzte Anstrengungen zur Verbesserung der Qua-

lität, Wirksamkeit und Wirkung der Entwicklungszusammenarbeit und der anderen interna-

tionalen Anstrengungen auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzierung, einschließlich der 

Einhaltung der vereinbarten Grundsätze für die Wirksamkeit der Entwicklungszusammen-

arbeit, sind. 

88. Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Statistische Kommission den Vorschlag für einen 

neuen Indikator 17.3.1 im Rahmen der Zielvorgabe 17.3 der Ziele für nachhaltige Entwick-

lung (Zusätzliche finanzielle Mittel aus verschiedenen Quellen für die Entwicklungsländer 

mobilisieren) angenommen hat. Wir werden auch weiterhin offene, inklusive und transpa-

rente Erörterungen über die Modernisierung der Messung der öffentlichen Entwicklungszu-

sammenarbeit und über die neue Messgröße der „öffentlichen Gesamtleistung zur Förderung 

nachhaltiger Entwicklung“ führen und bekräftigen, dass eine solche Messgröße keine Ver-

wässerung der bereits eingegangenen Zusagen bedeuten wird. 

89. Wir bitten die internationale Gemeinschaft und alle maßgeblichen Interessenträger, 

unbeschadet der laufenden Unterstützung zusammenzuarbeiten und Ressourcen und Fach-

wissen zu mobilisieren, unter anderem durch finanzielle Unterstützung und Sachleistungen 

sowie durch Direkthilfe für die Aufnahmeländer, die Flüchtlingsbevölkerung und die Her-

kunftsländer der Flüchtlinge, um im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Charta 

der Vereinten Nationen und unter uneingeschränkter Achtung der humanitären Grundsätze 

der Menschlichkeit, der Unabhängigkeit, der Neutralität und der Unparteilichkeit humanitä-

rer Maßnahmen die Kapazitäten der Länder und Gemeinschaften, Flüchtlinge und Vertrie-

bene aufnehmen, auszubauen und die schwere Last, die sie tragen, zu verringern. 

90. Wir nehmen Kenntnis von den Herausforderungen, denen sich Entwicklungsländer, 

die aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Länder aufrücken, gegenübersehen, 

insbesondere aufrückende Länder mit besonders hoher Anfälligkeit für Schocks und andere 

Katastrophen. Wir sind uns bewusst, dass beim Aufrücken aus der Kategorie der am we-

nigsten entwickelten Länder zwar Fortschritte erzielt wurden, dass aber in Bezug auf die 

Erfüllung der Kriterien für das Aufrücken und die Sicherstellung seiner Nachhaltigkeit und 

Unumkehrbarkeit nach wie vor erhebliche Herausforderungen bestehen. Wir ermutigen den 

Ausschuss für Entwicklungspolitik, auch weiterhin auf die am wenigsten entwickelten Län-

der, die aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Länder aufrückenden und die 

kürzlich aufgerückten Länder zuzugehen und so ein Verständnis des vollen Ausmaßes der 

sozioökonomischen Auswirkungen von COVID-19 sicherzustellen, gemäß der Arbeit des 

Ausschusses zur nachhaltigen Entwicklung und resilienten Überwindung der Pandemie. 

91. Wir fordern nachhaltige, inklusive, bezahlbare und resiliente globale und regionale 

Wertschöpfungsketten und Verkehrssysteme, unter anderem in die und aus den Binnenent-

wicklungsländern, um ihnen bei der wirksamen Bekämpfung der COVID-19-Pandemie und 

anderer bestehender Herausforderungen und bei der Verhütung künftiger Störungen zu hel-

fen, und sind uns gleichzeitig dessen bewusst, dass die regionale wirtschaftliche Integration 

eine wichtige Triebkraft einer nachhaltigen Entwicklung und der Integration in die Welt-

wirtschaft ist. 

92. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, ein universales, regelgestütztes, offenes, trans-

parentes, berechenbares, inklusives, nichtdiskriminierendes und gerechtes multilaterales 

Handelssystem unter dem Dach der Welthandelsorganisation zu fördern. 
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93. Wir begrüßen die Schaffung der Afrikanischen Kontinentalen Freihandelszone und 

die Aufnahme der Handelstätigkeit im Rahmen des Übereinkommens ab dem 1. Januar 2021 

mit dem Ziel, die Anstrengungen zur Verdoppelung des innerafrikanischen Handels zu ver-

stärken, was wiederum die Widerstandskraft, die Überwindung der COVID-19-Krise und 

die Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung in Afrika stärkt. 

94. Wir unterstreichen die Rolle der finanziellen Inklusion als grundlegendes Instrument 

zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung durch erhöhten und inklusiven Zugang zu 

Darlehen, Finanzprodukten und -dienstleistungen, auch zu Vorzugsbedingungen, insbeson-

dere für Frauen, und zugunsten einer verbesserten Bewirtschaftung der öffentlichen und der 

privaten Ressourcen. Wir anerkennen die Rolle der digitalen Inklusion als Mittel zur Ver-

besserung der finanziellen Inklusion für alle. 

95. Wir begrüßen die Einberufung der fünfzehnten Tagung der Handels- und Entwick-

lungskonferenz der Vereinten Nationen und nehmen Kenntnis von der Verabschiedung ihres 

Ergebnisdokuments „Pakt von Bridgetown“. 

 
 

IV. Andere vorrangige Themen 
 

 

96. Wir unterstreichen, dass es konzertierter Maßnahmen bedarf, um die Ergebnisse aller 

einschlägigen großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirt-

schafts-, Sozial- und Umweltbereich umzusetzen. 

97. Wir bekräftigen, dass der Klimawandel eine der größten Herausforderungen unserer 

Zeit ist und dass seine nachteiligen Auswirkungen die Fähigkeit aller Länder zur Herbeifüh-

rung einer nachhaltigen Entwicklung untergraben. Wir nehmen mit ernster Besorgnis Kennt-

nis von den Feststellungen aus dem Beitrag der Arbeitsgruppen I, II und III zum Sechsten 

Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaänderungen, insbeson-

dere auch davon, dass Klima- und Wetterextreme und ihre nachteiligen Auswirkungen auf 

Mensch und Natur mit jedem zusätzlichen Temperaturanstieg weiter zunehmen werden. Wir 

fordern mit Nachdruck die volle Erfüllung der bestehenden globalen und nationalen Klima-

schutzzusagen durch alle öffentlichen und privaten Akteure. Wir fordern mit Nachdruck die 

Durchführung des Übereinkommens von Paris und der Ergebnisse der sechsundzwanzigsten 

Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Na-

tionen über Klimaänderungen, darunter des Klimapakts von Glasgow, und werden auf eine 

ambitionierte siebenundzwanzigste Tagung (COP 27) in Scharm esch-Scheich (Ägypten) 

hinwirken. 

98. Wir bekräftigen das Temperaturziel des Übereinkommens von Paris, den Anstieg der 

durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C über dem vorindustriellen Niveau zu 

halten und Anstrengungen zu unternehmen, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem 

vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Auswirkungen 

des Klimawandels bei einem Temperaturanstieg von 1,5 °C wesentlich geringer ausfallen 

werden als bei 2 °C, und fassen den Beschluss, Anstrengungen zur Begrenzung des Tempe-

raturanstiegs auf 1,5 °C zu unternehmen. Wir stellen fest, dass die Begrenzung der Erder-

wärmung auf 1,5 °C rasche, einschneidende und nachhaltige Reduktionen bei den globalen 

Treibhausgasemissionen erfordert, darunter bis 2030 eine Reduktion der globalen Kohlen-

dioxidemissionen um 45 Prozent gegenüber dem Niveau von 2010 und bis etwa zur Jahr-

hundertmitte auf Netto-Null sowie einschneidende Reduktionen bei anderen Treibhaus-

gasen. Wir sind uns dessen bewusst, dass dies in dieser entscheidenden Dekade rasches Han-

deln auf der Grundlage der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und der Ge-
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rechtigkeit erfordert, als Ausdruck der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwort-

lichkeiten und jeweiligen Fähigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegeben-

heiten und im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung und der Bemühungen zur Beseitigung 

der Armut. Im Einklang mit Artikel 4 des Übereinkommens von Paris verweisen wir erneut 

auf das Ziel, so bald wie möglich den weltweiten Scheitelpunkt der Emissionen von Treib-

hausgasen zu erreichen, wobei anerkannt wird, dass der zeitliche Rahmen für das Erreichen 

des Scheitelpunkts bei den Entwicklungsländern größer sein wird, und danach rasche Re-

duktionen im Einklang mit den besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen her-

beizuführen, um in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen den 

anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase 

durch Senken auf der Grundlage der Gerechtigkeit und im Rahmen der nachhaltigen Ent-

wicklung und der Bemühungen zur Beseitigung der Armut herzustellen. 

99. Wir erinnern an Artikel 3 und Artikel 4 Absätze 3, 4, 5 und 11 des Übereinkommens 

von Paris und ersuchen die Länder, die für 2030 gesetzten Ziele in ihren national festgeleg-

ten Beiträgen nach Bedarf zu überarbeiten und zu erhöhen, damit sie bis Ende 2022 mit dem 

Temperaturziel des Übereinkommens von Paris im Einklang stehen, und dabei die unter-

schiedlichen nationalen Gegebenheiten zu berücksichtigen. Wir fordern die Länder, die die 

in Artikel 4 Absatz 19 des Übereinkommens von Paris genannten langfristigen Strategien 

für eine hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarme Entwicklung mit dem Ziel eines ge-

rechten Übergangs zur CO2-Neutralität bis etwa 2050 noch nicht übermittelt haben, nach-

drücklich auf, dies bis zur vierten Tagung der als Tagung der Vertragsparteien des Überein-

kommens von Paris dienenden Konferenz der Vertragsparteien zu tun. 

100. Wir bekräftigen die Bedeutung einer alle gesellschaftlichen Akteure, alle Sektoren und 

alle Regionen einschließenden internationalen Zusammenarbeit in Bezug auf innovative 

Klimamaßnahmen, einschließlich technologischer Fortschritte, als Beitrag auf dem Weg zur 

Erreichung der Ziele des Übereinkommens von Paris. Wir anerkennen die Notwendigkeit, 

einen gerechten Strukturwandel zu gewährleisten, der eine nachhaltige Entwicklung, die Be-

seitigung der Armut sowie die Schaffung menschenwürdiger Arbeit und hochwertiger Ar-

beitsplätze fördert, unter anderem auch dadurch, dass die Finanzmittelflüsse mit einem Weg 

hin zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegenüber Klimaänderun-

gen widerstandsfähigen Entwicklung in Einklang gebracht werden, so auch durch den Ein-

satz und die Weitergabe von Technologie an und die Bereitstellung von Unterstützung für 

Entwicklungsländer. 

101. Wir fordern die Parteien auf, die Entwicklung, den Einsatz und die Verbreitung von 

Technologien und die Verabschiedung politischer Maßnahmen für den Übergang zu emis-

sionsarmen Energiesystemen zu beschleunigen und zu diesem Zweck unter anderem den 

Einsatz sauberer Energieerzeugungsmethoden und die Maßnahmen zur Steigerung der Ener-

gieeffizienz rasch auszuweiten, so auch durch beschleunigte Anstrengungen, die Kohlever-

stromung ohne CO2-Abscheidung und -Speicherung herunterzufahren und die ineffiziente 

Subventionierung fossiler Brennstoffe abzubauen, und gleichzeitig im Einklang mit den na-

tionalen Gegebenheiten und in Anerkennung der Notwendigkeit von Maßnahmen zur Un-

terstützung eines gerechten Übergangs die Ärmsten und Schutzbedürftigsten gezielt zu un-

terstützen. 

102. Wir stellen mit tiefem Bedauern fest, dass die entwickelten Länder das Ziel, bis 2020 

gemeinsam jährlich 100 Milliarden Dollar im Kontext sinnvoller Maßnahmen zur Abschwä-

chung des Klimawandels und einer transparenten Umsetzung aufzubringen, bisher nicht er-

reicht haben, und begrüßen die erhöhten Zusagen vieler entwickelter Länder sowie den Kli-

mafinanzierungsplan. Wir legen den entwickelten Ländern eindringlich nahe, das Ziel von 

100 Milliarden Dollar dringend und bis 2025 voll zu erfüllen, und betonen, wie wichtig 
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Transparenz bei der Erfüllung ihrer Zusagen ist. Wir begrüßen und anerkennen die Auf-

nahme von Beratungen über ein gemeinsames quantifiziertes Klimafinanzierungsziel und 

sehen dem mit Beschluss 9/CMA.3 eingerichteten Ad-hoc-Arbeitsprogramm und der kon-

struktiven Beteiligung an den darin enthaltenen Maßnahmen erwartungsvoll entgegen. 

103. Wir betonen, dass für die Klimafinanzierung alle Quellen mobilisiert werden müssen, 

um das für die Verwirklichung der Ziele des Übereinkommens von Paris erforderliche Aus-

maß zu erreichen, so auch durch eine wesentliche Erhöhung der Unterstützung für die Ent-

wicklungsländer, die mehr als 100 Milliarden Dollar pro Jahr beträgt. Wir fordern alle ent-

wickelten Länder nachdrücklich auf, in Fortführung ihrer bestehenden Verpflichtungen aus 

dem Rahmenübereinkommen und dem Übereinkommen von Paris die Entwicklungsländer 

sowohl bei der Abschwächung als auch bei der Anpassung stärker zu unterstützen, so auch 

durch finanzielle Mittel, Technologietransfer und Kapazitätsaufbau, und ermutigen andere 

Länder dazu, diese Unterstützung auf freiwilliger Grundlage zu gewähren oder fortzusetzen. 

Wir legen den entwickelten Ländern unter Hinweis auf Artikel 9 Absatz 4 des Übereinkom-

mens von Paris ferner eindringlich nahe, ihre kollektive Bereitstellung von Klimafinanzie-

rung für Anpassungszwecke an Entwicklungsländer bis 2025 gegenüber 2019 mindestens 

zu verdoppeln, im Kontext der Herbeiführung eines Gleichgewichts zwischen Abschwä-

chung und Anpassung bei der Bereitstellung umfangreicherer Finanzmittel. 

104. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig das globale Ziel für die Anpassung für die 

wirksame Durchführung des Übereinkommens von Paris ist, und begrüßen die Einführung 

des umfassenden zweijährlichen Arbeitsprogramms von Glasgow und Scharm esch-Scheich 

für das globale Ziel für die Anpassung. 

105. Wir fordern die multilateralen Entwicklungsbanken, andere Finanzinstitutionen und 

den Privatsektor auf, mehr Finanzmittel zu mobilisieren, um Mittel in dem Umfang bereit-

stellen zu können, der zur Verwirklichung der Klimapläne, insbesondere für die Anpassung, 

erforderlich ist, und legen den Ländern nahe, weiter innovative Ansätze und Instrumente zur 

Mobilisierung von Finanzmitteln für die Anpassung aus privaten Quellen zu sondieren. 

106. Wir nehmen zur Kenntnis, dass Verluste und Schäden durch den Klimawandel schon 

eingetreten sind und vermehrt eintreten werden und dass die Auswirkungen von Klima- und 

Wetterextremen ebenso wie von sich langsam anbahnenden Ereignissen die Gesellschaft, 

die Wirtschaft und die Umwelt mit steigenden Temperaturen immer stärker bedrohen wer-

den. Wir begrüßen die Entscheidung zur Einrichtung des Glasgower Dialogs zwischen den 

Ländern, den maßgeblichen Organisationen und Interessenträgern zur Erörterung der Rege-

lungen zur Finanzierung von Maßnahmen mit dem Ziel, die mit den nachteiligen Auswir-

kungen des Klimawandels verbundenen Verluste und Schäden abzuwenden beziehungs-

weise auf ein Mindestmaß zu beschränken und zu bewältigen. 

107. Wir weisen darauf hin, dass eine verstärkte internationale Zusammenarbeit erforder-

lich ist, um den Entwicklungsländern dabei behilflich zu sein, den allgemeinen Zugang zu 

bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für alle zu sichern. In dieser 

Hinsicht nehmen wir Kenntnis von dem am 24. September 2021 abgehaltenen Energiedialog 

auf hoher Ebene zur Förderung der Umsetzung der energiebezogenen Ziele und Zielvorga-

ben der Agenda 2030 zur Unterstützung der Durchführung der Dekade der Vereinten Natio-

nen „Nachhaltige Energie für alle“. Wir nehmen Kenntnis von dem vom Generalsekretär 

vorgeschlagenen globalen Fahrplan für beschleunigte Maßnahmen zugunsten von Ziel 7 der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung und bekräftigen die Notwendigkeit anhaltenden Engage-

ments für die Verwirklichung von Ziel 7. 
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108. Wir begrüßen die Einsetzung der Globalen Krisenreaktionsgruppe für Ernährung, 

Energie und Finanzen, die vom Generalsekretär einberufen wurde und unter seinem Vorsitz 

steht, und nehmen Kenntnis von ihren Kurzdossiers über die dreidimensionale Krise. 

109. Wir sind uns dessen bewusst, dass eine inklusive und nachhaltige industrielle Ent-

wicklung eine wichtige Quelle wirtschaftlicher Diversifizierung, des Ausbaus der Produk-

tionskapazitäten und der Einkommensschaffung ist, eine rasche und nachhaltige Erhöhung 

des Lebensstandards für alle Menschen ermöglicht und technologische Lösungen für eine 

umweltschonende Industrialisierung bietet. Wir fordern eine Vertiefung der Zusammenar-

beit für eine raschere, inklusive und nachhaltige Industrialisierung und Modernisierung der 

Entwicklungsländer, unter anderem durch die Unterstützung der einheimischen Technolo-

gieentwicklung, Forschung und Innovation, so auch durch Technologietransfer zu einver-

nehmlich festgelegten Bedingungen, und Hilfe beim Aufbau von Kapazitäten für industrielle 

Fertigung und Verarbeitung, um den Entwicklungsländern eine bessere Integration in die 

globalen Industrie-, Wertschöpfungs- und Versorgungsketten und die entsprechenden 

Märkte zu erleichtern. 

110. Wir sind uns der dringenden Notwendigkeit bewusst, die Voraussetzungen für men-

schenwürdige Arbeit für alle zu schaffen, die Arbeitnehmerrechte aller Erwerbstätigen zu 

schützen und unter anderem durch eine Stärkung der Sozialschutzsysteme den universellen 

Sozialschutz herbeizuführen. Wir nehmen mit Anerkennung Kenntnis von dem vom Gene-

ralsekretär gemeinsam mit der Internationalen Arbeitsorganisation ins Leben gerufenen Glo-

balen Förderinstrument für Arbeitsplätze und Sozialschutz mit dem Ziel eines gerechten 

Übergangs. Wir werden auch weiterhin die unverzichtbare Rolle berücksichtigen, die 

Kleinst-, kleinen und mittleren Unternehmen dabei zukommt, zur Erreichung der Ziele für 

nachhaltige Entwicklung beizutragen, indem sie Arbeitsplätze schaffen und die Lebens-

grundlagen für die Ärmsten und Schutzbedürftigsten verbessern, und Maßnahmen fördern, 

die die Einbeziehung dieser Unternehmen in die Anstrengungen zur Überwindung von Kri-

sen unterstützen. Wir unterstreichen die Notwendigkeit des verstärkten Ausbaus der Kapa-

zitäten von Kleinst-, kleinen und mittleren Unternehmen, der Verbesserung ihres Finanzie-

rungszugangs und der Förderung ihrer finanziellen Inklusion. Wir sind uns außerdem der 

wichtigen Rolle und des entscheidenden Beitrags von Wissenschaft, Technologie und Inno-

vation zur nachhaltigen Entwicklung bewusst und betonen ferner, dass unternehmerische 

Initiative, Kreativität und Innovation das Wirtschaftswachstum fördern und menschenwür-

dige, hochwertige Arbeitsplätze schaffen können. Wir betonen, wie wichtig die Erarbeitung 

politischer Maßnahmen ist, die die Beschäftigungschancen und die Produktivität in ländli-

chen wie in städtischen Gebieten erhöhen sollen, indem sie Wirtschaftswachstum schaffen 

und wiederherstellen, Investitionen in die Erschließung der Humanressourcen anstoßen, 

Technologien fördern, die produktive Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen, sowie zu selb-

ständiger Erwerbstätigkeit, Unternehmertum und zum Betreiben kleiner und mittlerer Un-

ternehmen ermutigen. Wir legen den Ländern nahe, die langfristigen strukturellen Heraus-

forderungen anzugehen, denen sich ländliche Bevölkerungsgruppen gegenübersehen, auf 

die Bedürfnisse ländlicher Bevölkerungsgruppen zugeschnittene Sozialschutzsysteme ein-

zurichten, die Armut in ihren vielfältigen Dimensionen und die Ernährungsunsicherheit in 

ländlichen Gebieten anzugehen, in eine nachhaltige landwirtschaftliche Entwicklung zu in-

vestieren und sektorübergreifende Politiken und nationale Aktionspläne auszuweiten, um 

die Widerstandskraft und Anpassungsfähigkeit von Kleinerzeugern und kleinbäuerlichen 

Betrieben zu stärken. 

111. Im Einklang mit Ziel 6 der Ziele für nachhaltige Entwicklung und mit der Absicht, die 

Anstrengungen zur Verwirklichung des Menschenrechts auf einwandfreies Trinkwasser und 

Sanitärversorgung zu verstärken und die COVID-19-Pandemie zu überwinden und andere 
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Krankheiten zu verhüten, müssen wir unter anderem dringend die Anstrengungen zur Ver-

wirklichung des allgemeinen und gerechten Zugangs zu einwandfreiem und bezahlbarem 

Trinkwasser und zu einer angemessenen und gerechten Sanitärversorgung und Hygiene für 

alle verstärken, die Wasserqualität verbessern, auf allen Ebenen eine integrierte Bewirt-

schaftung der Wasserressourcen umsetzen, gegebenenfalls auch mittels grenzüberschreiten-

der Zusammenarbeit, sowie wasserverbundene Ökosysteme schützen und wiederherstellen, 

auch um eine nachhaltige Wasserversorgung für das Leben auf der Erde, die Landwirtschaft 

und die Nahrungsmittelproduktion sowie wasserverbundene Ökosysteme und deren Öko-

systemleistungen und sonstige Nutzen sicherzustellen. Wir erinnern außerdem daran, dass 

internationale Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbauhilfe zugunsten der Entwicklungslän-

der in dieser Hinsicht verstärkt und die Mitwirkung der Gemeinden an der Verbesserung des 

Wasser- und Abwassermanagements unterstützt werden müssen. Wir erinnern an die Inter-

nationale Aktionsdekade „Wasser für nachhaltige Entwicklung“ 2018-2028 und ihr Ziel, 

Zusammenarbeit und Partnerschaften auf allen Ebenen zu fördern, um zur Erreichung der 

international vereinbarten wasserbezogenen Ziele und Zielvorgaben beizutragen. Wir for-

dern außerdem für 2023 eine ambitionierte, pragmatische, inklusive und handlungsorien-

tierte Konferenz der Vereinten Nationen zur umfassenden Halbzeitüberprüfung der Ver-

wirklichung der Ziele der Internationalen Aktionsdekade „Wasser für nachhaltige Entwick-

lung“ 2018-2028. 

112. Wir unterstützen neue Wege zur rascheren Umsetzung der Agenda 2030, beispiels-

weise die „Weltraumagenda 2030“: Der Weltraum als Motor der nachhaltigen Entwicklung 

und ihren Umsetzungsplan27 als eine Zukunftsstrategie zur Bekräftigung und Stärkung des 

Beitrags, den Weltraumtätigkeiten und -instrumente zur Erreichung der Ziele für nachhaltige 

Entwicklung der Menschheit leisten, und sind uns gleichzeitig bewusst, dass der Nutzen des 

Weltraums allen Menschen überall zugutekommen wird. 

113. Wir anerkennen die positive Rolle von Migrantinnen und Migranten und die Beiträge, 

die sie zu inklusivem Wachstum und nachhaltiger Entwicklung in ihren Herkunfts-, Transit- 

und Zielländern leisten, auch indem sie die Gesellschaften durch ihre menschlichen, sozio-

ökonomischen und kulturellen Kapazitäten bereichern. Wir fordern die Mitgliedstaaten auf, 

Maßnahmen zu ergreifen, um die volle Inklusion von Migrantinnen und Migranten in die 

Maßnahmen zur Bekämpfung und Überwindung von COVID-19 entsprechend den nationa-

len Gegebenheiten zu unterstützen. Darüber hinaus verpflichten wir uns erneut darauf, 

schnellere, sicherere und kostengünstigere Rücküberweisungen zu fördern und bis 2030 die 

Transaktionskosten für Rücküberweisungen von Migrantinnen und Migranten auf weniger 

als 3 Prozent zu senken und Überweisungskorridore mit Kosten von über 5 Prozent zu be-

seitigen. Zu diesem Zweck werden wir die bestehenden förderlichen politischen und regu-

latorischen Rahmenbedingungen, die Wettbewerb, Regulierung und Innovation auf dem 

Überweisungsmarkt ermöglichen, weiterentwickeln und Instrumente bereitstellen, die die 

finanzielle Inklusion von Migrantinnen und Migranten und ihren Familien fördern. Wir neh-

men Kenntnis von der von der Generalversammlung angenommenen ersten Fortschrittser-

klärung des Überprüfungsforums Internationale Migration28. 

114. Wir begrüßen es, dass die Präsidentschaft der Generalversammlung eine hochrangige 

Sachverständigengruppe eingerichtet hat, die bis Ende 2022 einen mehrdimensionalen Vul-

nerabilitätsindex für die kleinen Inselentwicklungsländer fertigstellen soll. Wir erwarten mit 

Interesse die Beratungen der Sachverständigengruppe, die die Generalversammlung über 

_______________ 

27 Resolution 76/3 der Generalversammlung. 

28 Resolution 76/266 der Generalversammlung, Anlage. 

https://undocs.org/ot/A/RES/76/3
https://undocs.org/ot/A/RES/76/266


E/HLS/2022/1 

Ministerialerklärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Tagung 2022 des Wirtschafts- und  

Sozialrats und des unter der Schirmherrschaft des Rates einberufenen hochrangigen politischen 

Forums über nachhaltige Entwicklung 2022 zum Thema „Gestärkt aus der Pandemie der  

Coronavirus-Krankheit (COVID-19) hervorgehen und dabei die vollständige  

Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung vorantreiben“ 

 

22-12400 32/40 

 

ihre Arbeit informieren wird, und wir legen der internationalen Gemeinschaft nahe, mehr-

dimensionale Vulnerabilität, einschließlich der möglichen Entwicklung eines mehrdimen-

sionalen Vulnerabilitätsindexes, als Kriterium für den Zugang zu Finanzierung zu Vorzugs-

bedingungen in Erwägung zu ziehen. 

115. Wir anerkennen die ausschlaggebende Rolle der jungen Menschen als Trägerinnen 

und Träger einer nachhaltigen Entwicklung, von Klimamaßnahmen und Frieden. Wir beto-

nen, wie wichtig es ist, als unverzichtbare Akteure des Wandels und Fackelträger der 

Agenda 2030 für die heutigen und die kommenden Generationen die uneingeschränkte, 

wirksame, konstruktive und inklusive Teilhabe von Kindern – im Einklang mit dem Über-

einkommen über die Rechte des Kindes29 – und von jungen Menschen, insbesondere derje-

nigen in prekären Situationen, an der Umsetzung, Weiterverfolgung und Überprüfung der 

Agenda 2030 anzuregen und zu unterstützen. Wir verpflichten uns darauf, die Jugend in die 

Entwicklung, Überwachung und Durchführung von generationenübergreifenden Strategien 

und Programmen einzubeziehen, die ihren spezifischen Bedürfnissen Rechnung tragen und 

sicherstellen sollen, dass die Bildung, die berufliche Qualifizierung und eine menschenwür-

dige Beschäftigung junger Menschen ebenso Vorrang haben wie die Handlungsfähigkeit 

und die Führungsrolle von Jugendlichen. In dieser Hinsicht nehmen wir Kenntnis von Ju-

gend 2030: Die Jugendstrategie der Vereinten Nationen und befürworten, wenn angezeigt, 

ihre raschere, systemweite Umsetzung. Wir sind uns dessen bewusst, wie wichtig das Ju-

gendforum des Wirtschafts- und Sozialrats als wichtigste Plattform für die Beteiligung der 

Jugend an der Arbeit der Vereinten Nationen ist, und ermutigen zu einer zusätzlichen Betei-

ligung junger Menschen an den Tagungen des hochrangigen politischen Forums und ande-

ren Tagungen und Foren der Vereinten Nationen, gegebenenfalls auch als Teil nationaler 

Delegationen. Wir würdigen außerdem das Engagement junger Menschen für Klimamaß-

nahmen und verpflichten uns, die Jugend in die einschlägigen Politik- und Entscheidungs-

prozesse einzubeziehen, und stützen uns dabei auf die bestehenden maßgeblichen Initiati-

ven, darunter Youth4Climate, die Jugendkonferenz der Vereinten Nationen über den Klima-

wandel, und das Globale Netzwerk Jugend und Biodiversität im Rahmen des Übereinkom-

mens über die biologische Vielfalt. 

116. Wir erkennen an, dass der Aufbau nachhaltiger, inklusiver, gerechter und resilienter 

Gesellschaften damit beginnen muss, in alle Kinder und Jugendlichen zu investieren, ihre 

Rechte zu achten und dazu beizutragen, dass sie von frühester Kindheit an in einem sicheren 

und gesunden Umfeld aufwachsen, das frei von Armut, Hunger und allen Formen von Dis-

kriminierung, Gewalt, Vernachlässigung, Mobbing, Missbrauch und Ausbeutung ist, und 

zwar sowohl im physischen als auch im digitalen Kontext, sowie alle schädlichen Praktiken, 

darunter Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat und die Verstümmelung weibli-

cher Genitalien, zu beseitigen und dabei den von einem bewaffneten Konflikt betroffenen 

Kindern besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Ver-

hütung und Bekämpfung der Verletzung ihrer Rechte für die Erreichung der Ziele für nach-

haltige Entwicklung und für die Aufrechterhaltung des Friedens von grundlegender Bedeu-

tung sind. 

_______________ 

29 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 

II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
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117. Wir begrüßen den wachsenden Beitrag, den das neu positionierte Entwicklungssystem 

der Vereinten Nationen dazu leistet, dass die Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Un-

terstützung der Umsetzung der Agenda 2030 durch die Länder maximale Wirkung entfalten 

können. 

 

 

V. Unser Fahrplan für weiterführende Maßnahmen 
 

 

118. Wir fordern eine Erneuerung des globalen Bekenntnisses zur nachhaltigen Entwick-

lung, um eine nachhaltigere, widerstandsfähigere und inklusivere Erholung zu erreichen und 

die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, der derzeit weltweit verzeichneten Instabilitä-

ten und Konflikte, des Klimawandels, des Verlusts an biologischer Vielfalt und der Umwelt-

verschmutzung sowie anderer systemischer Hindernisse für die Umsetzung der 

Agenda 2030 und die Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung anzugehen. Wir 

fordern die Länder mit Nachdruck auf, nachhaltige, widerstandsfähige und inklusive Erho-

lungsstrategien zu beschließen und so einen wesentlichen Beitrag zu nachhaltigen Maßnah-

men für Erholung und Wachstum auf globaler Ebene zu leisten, für raschere Fortschritte bei 

der vollständigen Umsetzung der Agenda 2030 zu sorgen und einen tiefgreifenden Wandel 

hin zu inklusiven und gerechten Gesellschaften anzustoßen. Wir fordern die Durchführung 

dieser Erklärung und bekräftigen unser Bekenntnis zu den Maßnahmen, die in der auf dem 

Gipfeltreffen 2019 über die Ziele für nachhaltige Entwicklung angenommenen politischen 

Erklärung30 und in den früheren Ministerialerklärungen des hochrangigen politischen Fo-

rums dargelegt sind, und erkennen an, dass die von allen maßgeblichen Beteiligten auf allen 

Ebenen ergriffenen Maßnahmen dringend beschleunigt werden müssen, auch im Rahmen 

der Maßnahmen zur Bekämpfung und Überwindung der COVID-19-Pandemie, um die Vi-

sion und die Ziele der Agenda 2030 zu verwirklichen. 

119. Wir bekräftigen die zentrale Bedeutung des Multilateralismus und der internationalen 

Zusammenarbeit und Solidarität mit den Vereinten Nationen im Mittelpunkt bei der Bewäl-

tigung globaler Herausforderungen und bei der Beschleunigung der Maßnahmen für eine 

nachhaltige Entwicklung und nehmen Kenntnis vom Bericht des Generalsekretärs „Unsere 

gemeinsame Agenda“31 als konkrete Vision und als Grundlage zur weiteren Prüfung durch 

die Mitgliedstaaten mit dem Ziel, unter anderem die Umsetzung der Ziele für nachhaltige 

Entwicklung und von Klimamaßnehmen voranzubringen. 

120. Wir verpflichten uns erneut darauf, niemanden zurückzulassen und die Maßnahmen 

zur Verringerung von Ungleichheiten zu beschleunigen, insbesondere auch durch die Stär-

kung der internationalen und nationalen Anstrengungen zur Gleichstellung der Geschlechter 

und Stärkung der Selbstbestimmung aller Frauen und Mädchen. Wir bekräftigen, dass die 

Verwirklichung der Geschlechtergleichstellung, der Selbstbestimmung von Frauen und 

Mädchen und der vollen, gleichberechtigten, wirksamen und konstruktiven Teilhabe der 

Frauen an der Entscheidungsfindung und Politikgestaltung notwendig sind und einen ent-

scheidenden Beitrag zu Fortschritten in Bezug auf alle Ziele und Zielvorgaben für nachhal-

tige Entwicklung leisten werden. Alle Maßnahmen, einschließlich derjenigen, die sich auf 

die Bekämpfung und Überwindung von COVID-19 beziehen, sollen geschlechtergerecht 

sein und den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreihei-

ten durch alle Frauen und Mädchen sicherstellen. 

_______________ 

30 Resolution 74/4 der Generalversammlung, Anlage. 

31 A/75/982. 

https://undocs.org/ot/A/RES/74/4
https://undocs.org/ot/A/75/982
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121. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Mobilisierung öffentlicher und privater Mittel 

verstärkt und besser an der Aktionsagenda von Addis Abeba über Entwicklungsfinanzierung 

ausgerichtet werden muss. Wir sind uns außerdem der Notwendigkeit bewusst, Innovationen 

und Technologien, einschließlich digitaler Technologien, zu nutzen und wirksame Multi-

Akteur-Partnerschaften zu stärken, und stellen fest, dass mehr Transparenz und Rechen-

schaftspflichterforderlich sind. 

122. Wir sind entschlossen, die Maßnahmen gegen den Klimawandel, gegen Umweltzer-

störung, den Verlust der biologischen Vielfalt und gegen Verschmutzungskrisen unter Be-

rücksichtigung der nationalen Gegebenheiten, Bedürfnisse und Prioritäten rascher voranzu-

treiben, indem wir: 

 a) im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris sowie mit den zwischenstaat-

lich vereinbarten Ergebnissen aus der Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenüberein-

kommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, einschließlich des Klimapakts 

von Glasgow, zusätzliche finanzielle Mittel mit dem Ziel bereitstellen, ein Gleichgewicht 

zwischen Anpassung und Minderung anzustreben, und zwar unter Berücksichtigung der von 

den Ländern ausgehenden Strategien sowie der Prioritäten und Bedürfnisse der Entwick-

lungsländer, und die Finanzmittelflüsse mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich der Treib-

hausgase emissionsarmen und gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähigen Entwick-

lung in Einklang bringen; 

 b) Umweltverschmutzung bekämpfen und unsere Fähigkeit zur nachhaltigen Nut-

zung, zur Wiederherstellung und zum Schutz von Ökosystemleistungen erweitern und die 

übermäßige Ausbeutung natürlicher Ressourcen verhindern; 

 c) für einen umweltverträglichen Umgang mit Chemikalien und Abfällen eintreten, 

um die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt überall auf der Welt zu schützen, und 

insbesondere darauf hinwirken, dass auf der fünften Tagung der Internationalen Konferenz 

über Chemikalienmanagement ein gestärkter globaler Rahmen für den umweltverträglichen 

Umgang mit Chemikalien und Abfällen beschlossen wird; 

 d) die lokalen, nationalen, regionalen und globalen Anstrengungen und Mittel zu-

gunsten der finanziellen und technischen Zusammenarbeit erhöhen, um Verschmutzung je-

der Art und in allen Umweltbereichen zu verhüten, zu verringern und zu kontrollieren; 

 e) den Zugang zu einwandfreiem und bezahlbarem Trinkwasser, zu Sanitärversor-

gung und Hygiene für alle verwirklichen und die Instrumente für die wirksame Durchfüh-

rung von wasserbezogenen Politiken und Strategien auf allen Ebenen verbessern und zu 

diesem Zweck Wasserfragen besser in alle anderen maßgeblichen Bereiche integrieren. Wir 

fordern, dass die Finanzierungslücke im Wasserbereich durch die Mobilisierung innovativer 

und inklusiver Finanzmittel aus öffentlichen wie privaten und nationalen wie internationalen 

Quellen geschlossen wird; 

 f) die Rolle des Umweltprogramms der Vereinten Nationen als der führenden glo-

balen Umweltbehörde stärken, die die globale Umweltagenda festlegt, die kohärente Um-

setzung der Umweltdimension der nachhaltigen Entwicklung im System der Vereinten Na-

tionen fördert und als kompetentes Sprachrohr der globalen Umwelt fungiert; 

 g) im Rahmen der eingehenden Überprüfung der Ziele 14 und 15 für nachhaltige 

Entwicklung Kenntnis nehmen von den freiwilligen Zusagen von mehr als 100 Mitglied-

staaten, bis 2030 global mindestens 30 Prozent der Landflächen und der Meere in Form von 

Schutzgebieten und anderen wirksamen gebietsbezogenen Erhaltungsmaßnahmen zu schüt-

zen oder zu erhalten. 
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123. Wir fordern nachdrücklich zusätzliche globale Maßnahmen zur Unterstützung einer 

ausgewogenen und nachhaltigen wirtschaftlichen Erholung, wobei Ungleichgewichte im 

globalen Finanzsystem beseitigt werden sollen und mit erneuerter Entschlossenheit auf die 

Schaffung eines gerechten Weltwirtschaftssystems hingewirkt werden soll. Wir nehmen mit 

Interesse Kenntnis vom Vorschlag des Generalsekretärs, alle zwei Jahre ein Gipfeltreffen 

zur Förderung einer nachhaltigeren, inklusiveren und resilienteren Weltwirtschaft einzube-

rufen. Wir unterstreichen, wie wichtig es ist, bei unseren Erörterungen makroökonomischer 

und finanzieller Fragen im Rahmen der Vereinten Nationen für Inklusivität zu sorgen. 

124. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Infrastruktur die Erreichung der Ziele für nach-

haltige Entwicklung beeinflusst. Investitionen in eine hochwertige, zuverlässige, nachhal-

tige und widerstandsfähige Infrastruktur sind für die Überwindung der COVID-19-

Pandemie und die Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung in ihrer wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Dimension unverzichtbar. Wir bekräftigen unsere nachdrück-

liche politische Entschlossenheit zur Schaffung eines günstigen Umfelds auf allen Ebenen 

zur Erreichung der relevanten Ziele für nachhaltige Entwicklung, einschließlich des Ziels 9, 

das darauf angelegt ist, die Entwicklung einer nachhaltigen und widerstandsfähigen Infra-

struktur in den Entwicklungsländern durch eine verstärkte finanzielle, technologische und 

technische Unterstützung dieser Länder, einschließlich der afrikanischen Länder, der am 

wenigsten entwickelten Länder, der Binnenentwicklungsländer und der kleinen Inselent-

wicklungsländer, zu erleichtern. 

125. Wir rufen zur Unterstützung höherer ausländischer Direktinvestitionen auf, insbeson-

dere in Entwicklungsländern, die von der COVID-19-Pandemie betroffen sind, und aner-

kennen ihre wichtige Rolle in Wirtschaftswachstum und Entwicklung. Wir sind uns dessen 

bewusst, dass ausländische Direktinvestitionen Ungleichheiten verringern und rohstoffab-

hängigen Ländern dabei helfen können, den Übergang zur Verarbeitungsindustrie und an-

deren Wirtschaftstätigkeiten mit höherer Wertschöpfung zu vollziehen. 

126. Wir fassen den Beschluss, Hindernisse für Investitionen abzubauen, darunter hohe 

vermeintliche und reale Risiken im Zusammenhang mit nachhaltigen Investitionen in Län-

der mit niedrigem und mittlerem Einkommen und der Mangel an bereits in Vorbereitung 

befindlichen bankfähigen nachhaltigen Projekten. In dieser Hinsicht erkennen wir die wich-

tige Rolle an, die das Entwicklungssystem der Vereinten Nationen, die Weltbank, regionale 

Entwicklungsbanken und andere multilaterale Institutionen bei der Schließung der Kapazi-

täts- und Finanzierungslücken bei Investitionen in eine nachhaltige und hochwertige Infra-

struktur spielen, indem sie über bestehende Initiativen tätig werden, und fassen den Be-

schluss, gegebenenfalls auf den Einsatz von Mischfinanzierung im jeweils benötigten Aus-

maß hinzuwirken und so alle Quellen der Infrastrukturfinanzierung zu nutzen. 

127. Wir fordern die Mitgliedstaaten mit starker Auslandsposition auf, zu erwägen, ihre 

Sonderziehungsrechte freiwillig zeitnah an Länder mit entsprechendem Bedarf zu leiten, 

unter anderem über den Treuhandfonds des Internationalen Währungsfonds für Armutsbe-

kämpfung und Wachstum. Wir erwarten mit Interesse die beschleunigte Operationalisierung 

des Treuhandfonds des Internationalen Währungsfonds für Resilienz und Nachhaltigkeit als 

eines neuen Mechanismus zur freiwilligen Umleitung von Sonderziehungsrechten mit dem 

Ziel, unter gebührender Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Rechtsrahmen Ländern 

mit niedrigem Einkommen und gefährdeten Ländern mit mittlerem Einkommen eine er-

schwingliche langfristige Finanzierung bereitzustellen. Wir werden weiterhin gangbare 

Wege für eine freiwillige Umleitung von Sonderziehungsrechten über multilaterale Ent-

wicklungsbanken sondieren. 
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128. Wir nehmen mit Anerkennung Kenntnis von dem Gipfel der Vereinten Nationen zu 

Ernährungssystemen 2021, der vom Generalsekretär für den 23. und 24. September 2021 

einberufen wurde, sowie von dem Vorgipfel dazu, der vom 26. bis 28. Juli 2021 in Rom 

stattfand. Wir nehmen außerdem Kenntnis von der vom Generalsekretär herausgegebenen 

Zusammenfassung des Vorsitzes und Aktionserklärung zum Gipfel der Vereinten Nationen 

zu Ernährungssystemen. Darüber hinaus nehmen wir Kenntnis von dem im Dezember 2021 

in Tokio abgehaltenen Gipfeltreffen „Ernährung für Wachstum“. Wir rufen alle Akteure auf, 

die auf dem Gipfel zu Ernährungssystemen 2021 jeweils abgegebenen freiwilligen Zusagen 

einzuhalten, einschließlich wenn angezeigt der nationalen Wege und Aktionskoalitionen, 

und dabei auf den regionalen und nationalen Prioritäten aufzubauen und die nationalen Po-

litiken und Prioritäten zu achten. Wir nehmen Kenntnis von der Einrichtung des Koordinie-

rungszentrums der Vereinten Nationen für Ernährungssysteme bei der Ernährungs- und 

Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen in Rom und fordern das System der 

Vereinten Nationen auf, mit dem Koordinierungszentrum zusammenzuarbeiten, um die Re-

gierungen bei der Erarbeitung und Verbesserung nationaler Wege zum Übergang zu nach-

haltigen Ernährungssystemen zu unterstützen, die auf den Zielen für nachhaltige Entwick-

lung beruhen und bereits von 117 Ländern erarbeitet wurden. Wir legen den maßgeblichen 

Akteuren der Vereinten Nationen und dem Koordinierungszentrum nahe, das Format und 

die Modalitäten der Bestandsaufnahme 2023 mit den Ländern abzusprechen. Wir erwarten 

mit Interesse die Vorlage von Berichten über die Folgemaßnahmen zum Gipfel der Verein-

ten Nationen zu Ernährungssystemen auf den Tagungen des hochrangigen politischen Fo-

rums. Wir verweisen außerdem auf die wichtige Rolle der in Rom ansässigen Organisatio-

nen der Vereinten Nationen und des Ausschusses für Welternährungssicherheit. Wir ver-

pflichten uns, über einen sektor- und generationenübergreifenden Dialog unter Beteiligung 

einer Vielzahl von Akteuren integrierte, ausgewogene und ganzheitliche Ansätze für Ernäh-

rungssysteme zu fördern, die Ernährungssicherheit und -qualität zu gewährleisten, Nah-

rungsmittelverluste und -verschwendung zu verringern und nachhaltige und widerstandsfä-

hige Ernährungssysteme aufzubauen. 

129. Wir fordern die Länder und andere maßgebliche Interessenträger auf, die Funktions-

fähigkeit der Nahrungsmittel- und landwirtschaftlichen Versorgungsketten aufrechtzuerhal-

ten, einschließlich der Kapazitäten für die Ansaat, den Schutz der Erntepflanzen im Feld, 

die Viehzucht, die Infrastruktur für die Nahrungsmittelverarbeitung und alle logistischen 

Systeme, sowie den Handel und die Versorgung der Märkte mit Nahrungsmitteln und Nutz-

tieren, Produkten und Betriebsmitteln, die für die Agrar- und Nahrungsmittelproduktion von 

grundlegender Bedeutung sind, weiter zu gewährleisten, Nahrungsmittelverluste und -ver-

schwendung möglichst gering zu halten, die Beschäftigten und Landwirte, einschließlich 

Landwirtinnen, die in der Nahrungsmittel- und landwirtschaftlichen Versorgungskette ar-

beiten, zu unterstützen, damit sie ihre systemerhaltende, auch grenzüberschreitende, Arbeit 

auch weiterhin sicher verrichten können, ausreichend Ressourcen zu mobilisieren und zu-

zuweisen und die nachhaltige Infrastruktur und die institutionellen Kapazitäten für eine be-

schleunigte Herbeiführung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft und in Ernährungssys-

temen auszubauen, den Zugang zu ausreichenden, gesundheitlich unbedenklichen, er-

schwinglichen und nährstoffreichen Nahrungsmitteln weiter zu gewährleisten und angemes-

sene soziale Sicherheitsnetze und Hilfe bereitzustellen, um die negativen Auswirkungen ei-

nes Verlusts der Existenzgrundlagen und steigender Nahrungsmittelpreise auf die Ernäh-

rungsunsicherheit und die Fehlernährung auf ein Mindestmaß zu beschränken, und unter-

streichen, dass diese Auswirkungen die akute Ernährungsunsicherheit und den humanitären 

Bedarf, die ohnehin schon hoch sind, noch verschärfen. Wir sind weiter entschlossen, auf 

eine nachhaltige Umgestaltung des globalen Agrar- und Nahrungsmittelsystems hinzuwir-
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ken, sodass es als globales System allen Menschen ausreichende, gesundheitlich unbedenk-

liche, erschwingliche und nährstoffreiche Nahrung und eine gesunde Ernährung sichern so-

wie Beschäftigung und Einkommen, insbesondere in ländlichen Gebieten, gewährleisten 

kann, und gleichzeitig die planetarischen Grenzen im Einklang mit der Agenda 2030, dem 

Übereinkommen von Paris, dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über  

Klimaänderungen sowie dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt und seinem 

künftigen globalen Rahmen für die biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 uneinge-

schränkt zu achten. 

130. Wir nehmen Kenntnis von dem vierjährlichen Bericht des Generalsekretärs über den 

Stand der Durchführung der Neuen Urbanen Agenda32. Wir bekräftigen, dass die Neue Ur-

bane Agenda, indem sie neue Wege dafür aufzeigt, wie Städte und menschliche Siedlungen 

geplant, gestaltet, finanziert, entwickelt, regiert und verwaltet werden, auch künftig zur Er-

reichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung beitragen wird. Wir legen den Mitgliedstaa-

ten, die ihren nationalen Bericht für den ersten Zyklus noch nicht vorgelegt haben, nahe, 

dies zu tun. 

131. Wir sind uns dessen bewusst, dass eine nachhaltige Entwicklung nicht ohne Frieden 

und Sicherheit verwirklicht werden kann und dass Frieden und Sicherheit ohne eine nach-

haltige Entwicklung bedroht sind. Die Agenda 2030 trägt der Notwendigkeit Rechnung, 

friedliche, gerechte und inklusive Gesellschaften aufzubauen, die gleichen Zugang zur Justiz 

gewährleisten und die auf der Achtung der Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf 

Entwicklung, wirksamer Rechtsstaatlichkeit und guter Regierungsführung auf allen Ebenen 

sowie auf transparenten, leistungsfähigen und rechenschaftspflichtigen Institutionen grün-

den. Die Agenda 2030 berücksichtigt die Faktoren, die Gewalt, Unsicherheit und Ungerech-

tigkeit schüren, wie etwa Ungleichheit, Korruption, schlechte Regierungsführung und ille-

gale Finanz- und Waffenströme. Wir müssen unsere Anstrengungen zur Beilegung oder Ver-

hütung von Konflikten und zur Unterstützung von Postkonfliktländern verstärken und dabei 

unter anderem sicherstellen, dass Frauen in der Friedenskonsolidierung und Staatsbildung 

eine Rolle übernehmen. Wir fordern, dass weitere wirksame Maßnahmen im Einklang mit 

dem Völkerrecht ergriffen werden, um die Hindernisse für die volle Verwirklichung des 

Rechts der unter kolonialer und ausländischer Besetzung lebenden Völker auf Selbstbestim-

mung zu beseitigen, die ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie ihre Umwelt 

weiterhin beeinträchtigen. 

132. Im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen bekräftigen wir die Notwendig-

keit, die territoriale Unversehrtheit und politische Unabhängigkeit der Staaten zu achten. 

133. Wir verpflichten uns zu stärkeren und durch Zusammenarbeit, Partnerschaft, Inklusion 

und die Achtung der Vielfalt geprägten Anstrengungen im Kampf gegen Rassismus, alle 

Formen von Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-

ranz, Stigmatisierung und Hetze. Wir fordern dazu auf, die Menschenrechte und Grundfrei-

heiten für alle ohne irgendeinen Unterschied nach „Rasse“, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, 

Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermö-

gen, Geburt, Behinderung oder sonstigem Status durch entsprechende Maßnahmen zu ach-

ten, zu schützen und zu fördern. 

_______________ 

32 A/76/639-E/2022/10. 

https://undocs.org/ot/A/76/639
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134. Wir verpflichten uns auf eine verantwortungsbewusste und inklusive Nutzung der 

wichtigsten Unterstützungsfaktoren und Multiplikatoren für beschleunigte Maßnahmen zu-

gunsten der Ziele für nachhaltige Entwicklung, darunter digitale Technologien und neue und 

aufkommende Instrumente, unter anderem indem wir 

 a) die Schnittstelle Wissenschaft-Politik durch eine faktengestützte Politikgestal-

tung und die Unterstützung von Forschung und Entwicklung stärken. In dieser Hinsicht neh-

men wir Kenntnis von der Zusammenfassung durch die Kovorsitzenden des siebenten Multi-

Akteur-Forums für Wissenschaft, Technologie und Innovation zugunsten der Ziele für nach-

haltige Entwicklung33; 

 b) die weltweite Vernetzung für alle bis 2030 beschleunigen und gleichzeitig die 

digitale Zusammenarbeit fördern, politische Maßnahmen zur digitalen Inklusion durchfüh-

ren und die digitalen Gräben schließen; 

 c) Informations- und Kommunikationstechnologien sowie Wissenschaft, Techno-

logie und Innovationen nutzen, um eine inklusive digitale Wirtschaft und Vernetzung zu 

fördern und sektorübergreifend für Resilienz, Infrastrukturanbindung und technische Hilfe 

sowie Innovationen zu sorgen, und indem wir die digitalen Fertigkeiten und Kompetenzen, 

einschließlich der Medien- und Informationskompetenz, insbesondere in den Entwicklungs-

ländern verbessern; 

 d) den raschen technologischen Wandel nutzen, der zur schnelleren Verwirk-

lichung der Agenda 2030 beitragen kann. In diesem Zusammenhang nehmen wir Kenntnis 

von dem Bericht des Generalsekretärs „Fahrplan für digitale Zusammenarbeit: Umsetzung 

der Empfehlungen der Hochrangigen Gruppe für digitale Zusammenarbeit“34 und den lau-

fenden Arbeiten des Mechanismus zur Technologieförderung und sehen weiteren Erörterun-

gen zum vorgeschlagenen Globalen Digitalpakt mit Interesse entgegen; 

 e) bekräftigen, dass bei jeder Nutzung digitaler Technologien im Einklang mit den 

maßgeblichen Regelungen die gleichen Menschenrechte, die Menschen offline haben, auch 

online geschützt und geachtet werden müssen, wobei dem Schutz von Kindern und Men-

schen in prekären Situationen besondere Aufmerksamkeit gelten muss. 

135. Wir verpflichten uns, die Umsetzung der Agenda 2030 auf allen Ebenen zu stärken, 

auch indem wir die lokalen Behörden, insbesondere die Bürgerinnen und Bürger, die Ge-

meinschaften, die Zivilgesellschaft und lokale Organisationen, einbinden und befähigen, die 

Ziele für nachhaltige Entwicklung eigenverantwortlich umzusetzen, um eine den örtlichen 

Gegebenheiten angepasste Verwirklichung der Entwicklungsprioritäten zu gewährleisten. 

136. Wir appellieren an die internationale Gemeinschaft und die nationalen Regierungen, 

zusammenzuarbeiten, um zu gewährleisten, dass nationale Statistik- und Datenökosysteme 

entstehen, die hochwertige, aktuelle, frei zugängliche und zuverlässige Daten für eine sach-

lich fundierte Entscheidungsfindung liefern und die nach Einkommen, Geschlecht, Alter, 

„Rasse“, ethnischer Zugehörigkeit, Migrationsstatus, einer Behinderung, Wohnort und an-

deren im nationalen Kontext relevanten Merkmalen aufgeschlüsselt sind, und dass Investi-

tionen in diese Ökosysteme fließen, sowie sicherzustellen, dass jeder einzelne Mensch darin 

repräsentiert ist. Wir verpflichten uns zur Stärkung von Partnerschaften, um in unsicheren 

Zeiten, wenn aktuelle Daten am dringendsten gebraucht werden, rasch reagieren zu können. 

_______________ 

33 Siehe E/HLPF/2022/6. 

34 A/74/821. 

https://undocs.org/ot/E/HLPF/2022/6
https://undocs.org/ot/A/74/821
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Wir betonen, wie wichtig risikobewusste und wissenschaftlich fundierte politische, präven-

tive und reaktive Maßnahmen für die Überwindung künftiger gesundheitlicher Notlagen, 

den Aufbau von Resilienz und die Erhebung verlässlicher Daten sind. 

137. Wir bekräftigen, dass die am wenigsten entwickelten Länder, deren Lage am prekärs-

ten ist, verstärkte globale Unterstützung benötigen, um die strukturellen Herausforderungen, 

die jüngst erlittenen verheerenden Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und andere Hin-

dernisse zu überwinden, denen sie sich bei der Umsetzung der Agenda 2030 gegenüberse-

hen. Wir fordern die internationale Gemeinschaft auf, die Unterstützung aus allen Quellen 

zu priorisieren und zu verstärken, um im Einklang mit unserem kollektiven Versprechen, 

niemanden zurückzulassen, die koordinierte Durchführung und die kohärente Weiterverfol-

gung und Überwachung des kürzlich angenommenen Aktionsprogramms von Doha für die 

am wenigsten entwickelten Länder35 und der Agenda 2030 in den am wenigsten entwickel-

ten Ländern zu erleichtern. Wir sehen der Einberufung des zweiten Teils der Fünften Kon-

ferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder, die 2023 in Doha 

stattfinden wird, mit Interesse entgegen. 

138. Wir begrüßen den Beschluss, 2024 die dritte Konferenz der Vereinten Nationen über 

die Binnenentwicklungsländer abzuhalten, um eine umfassende Überprüfung der Umset-

zung des Wiener Aktionsprogramms für die Binnenentwicklungsländer für die Dekade 

2014-202436 vorzunehmen und einen erneuerten Rahmenplan für die internationale Unter-

stützung zu formulieren und zu beschließen, mit dem den besonderen Bedürfnissen der Bin-

nenentwicklungsländer Rechnung getragen und die Partnerschaften zwischen den Binnen-

entwicklungsländern und den Transitländern und ihren Entwicklungspartnern gestärkt wer-

den sollen. 

139. Wir begrüßen angesichts der nur noch wenige Jahre währenden Restlaufzeit der Man-

date im Rahmen des Samoa-Pfads37 den Beschluss, für 2024 eine vierte Konferenz der Ver-

einten Nationen über die kleinen Inselentwicklungsländer einzuberufen, und unterstreichen, 

dass für die einzigartigen und besonderen Verwundbarkeiten, mit der die kleinen Inselent-

wicklungsländer konfrontiert sind, dringend und konzertiert zusätzliche Lösungen gefunden 

werden müssen, um sie dabei zu unterstützen, die bei der Durchführung des Aktionspro-

gramms von Barbados38, der Strategie von Mauritius39 und des Samoa-Pfads sowie bei der 

Verwirklichung der Agenda 2030 gewonnene Dynamik beizubehalten. 

140. Wir erwarten außerdem mit Interesse die vom Generalsekretär durchzuführende Be-

standsaufnahme zur Erstellung einer detaillierten Übersicht über die derzeit für Länder mit 

mittlerem Einkommen verfügbare Unterstützung, die dem mehrdimensionalen Charakter 

der nachhaltigen Entwicklung besser Rechnung tragen und die Zusammenarbeit zugunsten 

einer nachhaltigen Entwicklung sowie eine koordinierte und inklusive Unterstützung für 

Länder mit mittlerem Einkommen erleichtern soll. Wir erwarten außerdem mit Interesse das 

_______________ 

35 Resolution 76/258 der Generalversammlung, Anlage. 

36 Resolution 69/137 der Generalversammlung, Anlage II. 

37 Resolution 69/15 der Generalversammlung, Anlage. 

38 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of Small Island Developing States, 

Bridgetown, Barbados, 25 April–6 May 1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korri-

genda), Kap. I, Resolution 1, Anlage II. 

39 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the Programme of Action for the 

Sustainable Development of Small Island Developing States, Port Louis, Mauritius, 10–14 January 2005 

(United Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1, Anlage II. 

https://undocs.org/ot/A/RES/76/258
https://undocs.org/ot/A/RES/69/137
https://undocs.org/ot/A/RES/69/15
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von der Präsidentschaft der Generalversammlung während der siebenundsiebzigsten Ta-

gung der Versammlung einzuberufende Treffen zur Erörterung der Lücken und Herausfor-

derungen, denen sich die Länder mit mittlerem Einkommen bei der Umsetzung der 

Agenda 2030 gegenübersehen, wobei der Schwerpunkt auf der Umweltdimension der nach-

haltigen Entwicklung liegt. 

141. Wir sind uns bewusst, wie wichtig die jüngsten großen Konferenzen und ihre Ergeb-

nisse sind, namentlich die sechsundzwanzigste Tagung der Konferenz der Vertragsparteien 

des Rahmenübereinkommens (COP 26), der erste Teil der fünfzehnten Tagung der Konfe-

renz der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologische Vielfalt (COP 15), die 

wiederaufgenommene fünfte Tagung der Umweltversammlung der Vereinten Nationen 

(UNEA 5.2) und UNEP@50, die fünfzehnte Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung (COP 15) 

sowie ferner das internationale Treffen „Stockholm+50, die Tagung auf hoher Ebene der 

Generalversammlung zur Bewertung der Fortschritte bei der Umsetzung der Neuen Urbanen 

Agenda, die Ozeankonferenz der Vereinten Nationen, der erste Teil der Fünften Konferenz 

der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder (LDC 5) sowie die Ver-

längerung des Mandats des Zehnjahres- Programmrahmens für nachhaltige Konsum- und 

Produktionsmuster bis 2030 durch die Generalversammlung, und nehmen Kenntnis von dem 

Beschluss des Rates des Zehnjahres-Programmrahmens, die Arbeiten an einer neuen Glo-

balen Strategie für Nachhaltigkeit in Konsum und Produktion fortzusetzen. 

142. Wir plädieren für ambitionierte und handlungsorientierte Ergebnisse bei den weiteren 

wichtigen Veranstaltungen, darunter die siebenundzwanzigste Tagung der Konferenz der 

Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens (COP 27) im Jahr 2022, der zweite Teil der 

fünfzehnten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über die bio-

logische Vielfalt (COP 15), die Konferenz zur umfassenden Halbzeitüberprüfung der 

Durchführung der Ziele der internationalen Aktionsdekade „Wasser für nachhaltige Ent-

wicklung“ 2018-2028, die Tagungen auf hoher Ebene zu Tuberkulose und zur allgemeinen 

Gesundheitsversorgung, die Halbzeitüberprüfung des Sendai-Rahmens, das Gipfeltreffen 

über die Ziele für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2023 sowie das anstehende Gipfeltreffen 

des Generalsekretärs zur Bildungstransformation und der Zukunftsgipfel. Wir ermutigen 

alle Länder zu einer möglichst hochrangigen Beteiligung an dem im September 2023 statt-

findenden Gipfeltreffen über die Ziele für nachhaltige Entwicklung. Wir fordern die Länder 

und Institutionen auf, durch entsprechende Maßnahmen dafür zu sorgen, dass in den 

10 Querschnittsbereichen für rascheres Handeln, die in der politischen Erklärung des Gip-

feltreffens von 2019 genannt sind, Fortschritte erzielt werden. Wir werden das Gipfeltreffen 

von 2023 dazu nutzen, eine politische Führungsrolle wahrzunehmen, Anleitung und Emp-

fehlungen auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung zu geben und die Fortschritte bei 

der Umsetzung der eingegangenen Verpflichtungen auf dem Gebiet der nachhaltigen Ent-

wicklung und bei der Verwirklichung der Agenda 2030 zu verfolgen und zu überprüfen, so 

auch durch nationale und regionale Konsultationen. Wir bitten den Generalsekretär, die Re-

gierungen, das System der Vereinten Nationen und die Interessenträger in Vorbereitung des 

Gipfeltreffens zu mobilisieren, damit dieses den Beginn einer neuen Phase rascherer Fort-

schritte auf dem Weg zur Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung einläutet. 

 

Verabschiedet auf dem hochrangigen politischen Forum über nachhaltige Entwicklung, 

einberufen unter der Schirmherrschaft des Wirtschafts- und Sozialrats, auf seiner 

16. Sitzung am 15. Juli 2022 und auf dem Tagungsteil auf hoher Ebene der Tagung 2022 

des Rates auf der 32. Plenarsitzung am 18. Juli 2022. 

 


